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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

Der Ausschuss verständigt sich auf Wunsch der SPD-Fraktion 
darauf, TOP 3 heute nicht zu behandeln. 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag der Frak-
tion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die TOPs 17 und 19 in 
Verbindung miteinander zu beraten. 

1 Gesetz zur Änderung nordrhein-westfälischer Ausführungsgesetze zum 
SGB VIII 8 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9770 

Ausschussprotokoll 18/774 (Anhörung vom 02.12.2024) 

– Wortbeiträge 
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2 Gesetz zur Änderung des Landeskinderschutzgesetzes NRW 11 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10933 

Ausschussprotokoll 18/829 (Anhörung vom 06.02.2025) 

– Wortbeiträge 

3 Psychosoziale Prozessbegleitung in NRW zum Standard für Kinder 
machen, die Betroffene sexualisierter Gewalt geworden sind 14 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/9466 

Ausschussprotokoll 18/770 (Anhörung vom 28.11.2024) 

– wird heute nicht behandelt 

4 Mehr Jugendpartizipation in Europa durch ein gemeinsames Jugend-
parlament mit den Benelux-Staaten und hierzu das Landesjugendpar-
lament in Nordrhein-Westfalen endlich umsetzen 15 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/9727 

Ausschussprotokoll 18/808 (Anhörung vom 17.01.2025) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD 
gegen die Stimme der FDP-Fraktion ab. 

5 Unterstützung für ungewollt kinderlose Paare in Nordrhein-Westfalen – 
Landeseigene Förderung von Kinderwunschbehandlungen sichern 18 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10526 

Ausschussprotokoll 18/813 (Anhörung vom 22.01.2025) 

– Wortbeiträge 
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6 Durch die Kita zur Schulfähigkeit – Bildungsgrundsätze weiterent-

wickeln und als Bildungsstandards etablieren 21 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10880 

– Ausschussprotokoll 18/830 (Anhörung vom 06.02.2025) 

– Wortbeiträge 

7 Für mehr Sicherheit – NRW gegen Gewalt an Frauen und Mädchen 23 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/11603 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und 
seine Beratung zu beenden. 

8 Stärkung der Jugendämter in Nordrhein-Westfalen – Maßnahmen gegen 
Überlastung und für besseren Kinderschutz 25 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/12559 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Marcel Hafke (FDP), 
eine Anhörung durchzuführen, und kommt überein, über das 
weitere Verfahren im Rahmen einer Obleuterunde zu beraten. 

9 Kindergesundheit in Nordrhein-Westfalen verbessern – Handlungs-
empfehlungen des Kindergesundheitsberichts 2024 zügig umsetzen 26 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/12571 

– keine Wortbeiträge 
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Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dr. Dennis Maelzer 
(SPD), sich an der im federführenden Ausschuss für Schule 
und Bildung beschlossenen und auf den 20. Mai 2025 termi-
nierten Anhörung nachrichtlich zu beteiligen. 

10 Berufsorientierung stärken – Freiwilliges Handwerksjahr einführen! 27 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/12766 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Marcel Hafke (FDP), 
sich an der im federführenden Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales beschlossenen Anhörung nachrichtlich zu 
beteiligen. 

11 Entwurf der Vereinbarung zur weiteren Entwicklung der lebenswelt-
bezogenen Gesundheitsförderung „Gesunde Kita NRW – Modul Plus-
punkt Ernährung“ 01.01.2025 bis 31.12.2027 28 

Vorlage 18/3541 
Drucksache 18/12745 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

– Wortbeiträge 

12 Zukunft der Kindertagespflege in NRW – Bedeutung für die U3-Betreu-
ung, Platzmangel und Förderstrukturen (Bericht beantragt von der FDP-
Fraktion [s. Anlage 1]) 29 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3640 

– keine Wortbeiträge 

13 Auswirkungen der Kita-Finanzierungserhöhung auf Elternbeiträge und 
Träger (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 2] 30 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3641 

– Wortbeiträge 
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14 Einrichtung der Kinderschutzprofessur für Nordrhein-Westfalen (Bericht 

auf Wunsch der Landesregierung) 32 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3636 

– Wortbeiträge 

15 Vor verschlossenen Türen – Entwicklung der Kita-Schließungen seit 
2022 (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 33 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3732 

– Wortbeiträge 

16 Lage der Jugendämter in NRW (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion 
[s. Anlage 3]) 37 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3733 

– Wortbeiträge 

17 Fahrplan KiBiz-Novelle (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. An-
lage 3]) 38 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3673 

In Verbindung mit: 

19 Mündlicher Bericht über die finanziellen Herausforderungen kirchlicher 
Kita-Träger und den Stand der Novellierung des Kinderbildungsgesetzes 
in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 4]) 

– Wortbeiträge 
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18 Bericht der Landesregierung zu den Antragszahlen der Jugendämter 

für das Kindergartenjahr 2025/26 (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 47 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3734 

– Wortbeiträge 

20 Verschiedenes 51 

– keine Wortbeiträge 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Ausschuss verständigt sich auf Wunsch der SPD-Fraktion 
darauf, TOP 3 heute nicht zu behandeln. 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag der Frak-
tion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die TOPs 17 und 19 in 
Verbindung miteinander zu beraten. 
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1 Gesetz zur Änderung nordrhein-westfälischer Ausführungsgesetze zum 

SGB VIII 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9770 

Ausschussprotokoll 18/774 (Anhörung vom 02.12.2024) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend – federführend –, an den Ausschuss für Heimat 
und Kommunales, an die Kommission zur Wahrnehmung der Be-
lange der Kinder sowie an den Ausschuss für Gleichstellung und 
Frauen am 04.07.2024) 

In der heutigen Sitzung erfolge die Auswertung der Anhörung, so der Vorsitzende 
Wolfgang Jörg. Die abschließende Beratung und Abstimmung fänden in der nächsten 
Ausschusssitzung am 8. Mai 2025 statt.  

Dem Ausführungsgesetz zum SGB VIII wohne seiner sehr technischen Anmutung zum 
Trotz eine hohe Bedeutung für die Jugendhilfe inne, bekräftigt Eileen Woestmann 
(GRÜNE). Mit den angestrebten Änderungen führe die Landesregierung nun weitere 
Verbesserungen in diesem Bereich herbei, auf die sie im Folgenden eingehen wolle. 

Nordrhein-Westfalen verfüge mit 186 Jugendämtern über eine im bundesweiten Ver-
gleich besondere Struktur. Gerade mit Blick auf den Fachkräftemangel erweise sich 
deren Aufrechterhaltung als zunehmend schwieriger. Durch die neu zu schaffende 
Möglichkeit des Übergangs eines kommunalen Jugendamtes in die Zuständigkeit des 
Kreises auf Antrag der jeweiligen kreisangehörige Gemeinde trage die Regierungsko-
alition dieser Problematik Rechnung und setze eine aus der Praxis wiederholt an sie 
herangetragene Forderung um. Damit stelle die schwarz-grüne Koalition keinesfalls 
die Qualität der Arbeit kleiner Jugendämter in Abrede, sondern setze einen Fokus auf 
die Nutzung von Synergien durch optionale Zusammenlegungen. Dies setze ein ge-
genseitiges Einvernehmen zwischen Kreis und Kommune voraus. 

Die Stärkung der Ombudsstellen als Einrichtungen zur Schlichtung von Konflikten zwi-
schen Eltern und Kinder sowie Familien und Jugendämtern stellten eine weiteren wich-
tigen Schritt in der Jugendhilfe dar. Die regierungstragenden Fraktionen würden in der 
nächsten Ausschusssitzung einen Änderungsantrag einbringen, um hinsichtlich der 
Förderung regionaler Ombudsstellen von einer Kann- zu einer Soll-Regelung zu wech-
seln. 

Diversität spiele bei dem Änderungsgesetz ebenfalls eine große Rolle. In diesem Zu-
sammenhang kündige sie einen weiteren Änderungsantrag bezüglich der Zusammen-
setzung von Jugendhilfeausschüssen an. Nicht allein Jugendringe dürften als bera-
tende Mitglieder die Vertretung junger Menschen übernehmen. Vielmehr müssten mithilfe 
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entsprechender offener Formulierungen im Gesetzestext auch die Jugendselbstver-
tretungen wie etwa die in einigen Kommunen bestehenden Kinder- und Jugendräte 
sowie weitere interessierte junge Menschen eingebunden werden. Ihr seien die ver-
schiedenen Haltungen zu diesem nicht unumstrittenen Thema bewusst. Nichtsdestot-
rotz hätten sich die regierungstragenden Fraktionen in seinem sehr langen Prozess 
bemüht, allen Beteiligten gerecht zu werden. 

Das Änderungsgesetz betreffe zwar eine sehr trockene Materie, aber verkörpere 
gleichzeitig auch das Kerngebiet kinder- und jugendpolitischen Handelns, pflichtet 
Jens Kamieth (CDU) seiner Vorrednerin bei. Es werde unter anderem in jedem kom-
munalen Jugendhilfeausschuss eine unmittelbare Wirkung entfalten. Daran mitzuwir-
ken, stelle eine große Ehre dar. Da sich große Teile der Opposition beteiligt hätten und 
dies in Bezug auf die Änderungsanträge vielleicht weiterhin täten, handele es sich dar-
über hinaus um eine Sternstunde für die Politik. 

Die angekündigten Anpassungen in § 5 des Änderungsgesetzes bezüglich beratender 
Mitglieder des Jugendhilfeausschusses dürften nicht als Abkehr von der guten Zusam-
menarbeit mit den Jugendringen verstanden werden, sondern als Ergänzung bzw. wei-
tere Stärkung der Interessen junger Menschen. Jugendliche, die Politik vor Ort unmit-
telbar mitgestalten wollten, könnten sich auf diese Weise über einen noch direkteren 
und noch demokratischeren Weg beteiligen. 

Seine Fraktion schließe sich der Analyse von Eileen Woestmann und den sich daraus 
ergebenden Änderungen zum größten Teil an, bekräftigt Frank Müller (SPD). Diesen 
wohne das Potenzial inne, die Landschaft zu verändern. Er sehe mit Verweis auf die 
durchgeführte Anhörung zwar die Notwendigkeit der Klarstellung bzw. Ausformulie-
rung bestimmter Rechtsbegriffe, wolle sich aber zunächst auf die von den regierungs-
tragenden Fraktionen bisher nur mündlich vorgetragenen Änderungsvorschläge kon-
zentrieren. Die entsprechende Textfassung gelte es, abzuwarten. 

Das Thema „Partizipation“ lasse sich in seiner Gesamtheit nicht durch das Drehen an 
nur einer Stellschraube gestalten. Kinder- und Jugendräte bzw. -parlamente als Teil 
einer insgesamt bereits sehr diversen Landschafft erlaubten zwar eine unmittelbare 
Mitwirkung. Auf Stadtteilebene besäßen allerdings auch Jugendverbände angesichts 
ihrer Projektarbeit, Expertise und langen Tradition eine hohe Relevanz. Deren stärkere 
Einbindung, die seine Fraktion befürworte, setze Eingriffe in die Gemeindeordnung 
voraus. Insbesondere der Ausschuss für Heimat und Kommunales sei gefragt, wenn 
es um die Schaffung solcher weitergehenden Möglichkeiten der direkten Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen, also nicht durch sie vertretende Erwachsene, gehe. 
Komme es vor Ort zu einer Konkurrenzsituation, werde keine einvernehmliche Lösung 
mehr möglich sein. Deshalb müsse die Politik für eine angemessene Jugendbeteili-
gung auf allen Ebenen sorgen. 

Der mitberatende Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales habe dem Ände-
rungsgesetz bereits vor Ankündigung der Änderungsanträge zugestimmt. Er bitte um 
Beantwortung der Frage, ob nun eine nochmalige Beratung erforderlich werden. 
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Da die finale Beratung im Plenum stattfinde, gehe er davon aus, dass der AGS nicht 
erneut eingebunden werden müsse, entgegnet der Vorsitzender Wolfgang Jörg. 

Marcel Hafke (FDP) hält die Anpassungen der eingangs von Eileen Woestmann und 
Jens Kamieth angesprochenen Punkte im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens, 
insbesondere die Streichung der Kann-Regelung zugunsten einer Soll-Regelung bei 
den Ombudschaften, für richtig. Diesbezüglich gelte es, unabhängige Strukturen si-
cherzustellen. Einigkeit herrsche im Ausschuss beim des Thema „Partizipation“. Die 
Fraktionen seien gut beraten, den Diskurs fortzuführen und ein vernünftiges Gesetz im 
Sinne aller auf den Weg zu bringen. 

Die Schaffung einer Möglichkeit zur Überführung kleiner kommunaler Jugendämter in 
die Zuständigkeit eines Kreises, die fraktionsübergreifend angestrebt werde und auch 
im Zuge der Anhörung Zuspruch erfahren habe, stelle nach Angaben der kommunalen 
Spitzenverbände eine finanzielle und organisatorische Herausforderung dar, der mit 
einer systematischen Regelung begegnet werden müsse, schildert Dr. Dennis Mael-
zer (SPD). Er bitte die Landesregierung, dazulegen, ob sie diesbezüglich eine Hand-
reichung bzw. Ausführungsbestimmung plane oder ob die Abwicklung den Jugendäm-
tern selbst überlassen bleibe. 

Die Landesregierung reagiere mit diesem Änderungsvorschlag auf die langjährige Dis-
kussion über eine von der kommunalen Familie gewünschte Veränderung der beson-
deren Struktur der Jugendämter in Nordrhein-Westfalen, leitet Ministerin Josefine 
Paul (MKJFGFI) ihre Antwort auf die Frage ihres Vorredners ein. Die konkrete Ausge-
staltung der Umsetzung und möglicherweise notwendige Hinweise werde man den 
Kommunen bzw. kommunalen Spitzenverbänden gegenüber in bewährter Art und Weise 
zur Sprache bringen. 
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2 Gesetz zur Änderung des Landeskinderschutzgesetzes NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10933 

Ausschussprotokoll 18/829 (Anhörung vom 06.02.2025) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend – federführend – sowie an die Kommission 
zur Wahrnehmung der Belange der Kinder am 10.10.2024) 

In der heutigen Sitzung erfolge die Auswertung der Anhörung, informiert Vorsitzender 
Wolfgang Jörg. Die abschließende Beratung und Abstimmung seien für die nächste 
Sitzung am 8. Mai 2025 vorgesehen.  

Nach der festen Überzeugung ihrer Fraktion werde die Einführung einer oder eines 
Beauftragten für Kinderschutz und Kinderrechte im Zuge der Weiterentwicklung des 
Landeskinderschutzgesetzes nicht nur einen entscheidenden Beitrag zur flächende-
ckenden Etablierung dieser Themen in Nordrhein-Westfalen leisten, sondern auch für 
deren bessere Sichtbarkeit sorgen und die Sensibilität in der Gesellschaft erhöhen, 
hebt Norika Creuzmann (GRÜNE) hervor. Die neu zu schaffende Position könne dar-
über hinaus dabei helfen, bestehende Lücken im Kinderschutz aufzuzeigen, Impulse 
für Verbesserungen zu geben und Maßnahmen anzustoßen. Der Zuspruch unter an-
derem der Kinder- und Jugendbeauftragten der Sächsischen Staatsregierung, Susann 
Rüthrich, – dort existiere keine gesetzliche Grundlage für eine solche Position – bei 
der durchgeführten Sachverständigenanhörung reiche weit über NRW hinaus. 

Angesichts des bereits existierenden Landeskinderschutzgesetzes, der neu geschaf-
fenen Professur für Kinderschutz und Kinderrechte, der Kinderschutzkommission so-
wie der vielen engagierten Jugendämter, Kinderschutznetzwerke und -ambulanzen 
verfüge NRW über eine tragfähige Grundlage. Jeder diese Bausteine trage zu einer 
Verbesserung des Kinderschutzes und einer Stärkung der Kinderrechte bei. Den ein-
geschlagenen Weg werde die schwarz-grüne Koalition konsequent weitergehen. Ei-
nen Änderungsantrag erarbeiteten die regierungstragenden Fraktionen derzeit gemein-
sam. Dieser solle dem Ausschuss fristgerecht zugehen. 

Die ausschließlich positive Resonanz bei der Anhörung auf die konsequente Umset-
zung des Kinderschutzes – NRW habe in der Vergangenheit als dessen Avantgarde 
gegolten – und die Schaffung der Stelle einer oder eines nach Möglichkeit unabhängigen 
Kinderschutzbeauftragten sei überwältigend gewesen, schildert Christina Schulze 
Föcking (CDU). Kerstin Claus, die Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs, etwa habe sich erfreut über die vorgesehene Weiterentwicklung 
des Landeskinderschutzgesetzes und die stärkere Vernetzung bestehender Strukturen 
wie Kinderschutzambulanzen oder Kompetenzzentren gezeigt. Ein wichtiges Aufgabenfeld 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 12 - APr 18/867 

Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend (50.) (öffentlich) 20.03.2025 
TOPs 1 und 2 gemeinsam mit: sv 
Kinderschutzkommission (20.) (öffentlich) 
 
 
der oder des Kinderschutzbeauftragten stelle nicht zuletzt auch die Stärkung der Be-
teiligungsrechte von Kindern in NRW dar. Mittels des angekündigten Änderungsan-
trags der regierungstragenden Fraktionen würden nun noch einige in der Anhörung 
zum Tragen gekommenen Details angepasst. 

Die Anhörung habe aufgrund der vorgebrachten Konkretisierungswünsche durchaus 
zu einem Erkenntnisgewinn geführt, so Dr. Dennis Maelzer (SPD). Für wenig hilfreich 
halte er allerdings den Hinweis der kommunalen Spitzenverbände, angesichts des 
Fachkräftemangels solle sich die Politik besser auf die Aufrechterhaltung des Allge-
meinen sozialen Dienstes statt auf die Schaffung der Stelle einer oder eines Kinder-
schutzbeauftragten konzentrieren. Die Notwendigkeit zu einem solchen Entweder-
oder existiere überhaupt nicht, schließlich bestehe die Aufgabe einer oder eines Be-
auftragten gerade darin, Mängel zu erkennen und entsprechenden Handlungsbedarf 
aufzuzeigen, um den kommunalen Kinderschutz zu stärken. 

Vor allem den Kommunen gegenüber – diesen Hinweis aus der Anhörung erachte er 
als berechtigt – müsse seitens der oder des Beauftragten ein möglichst breiter Hand-
lungsspielraum eröffnet werden. Zu dessen rechtlicher Gestaltung habe sich die Un-
abhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs als Sachverstän-
dige geäußert und zudem einen Landesbetroffenenrat gefordert, denn auch seine 
Fraktion für erstrebenswert halte. Dieses Ziel lasse sich mit dem zur Debatte stehen-
den Gesetz zwar noch nicht erreichen, doch sollten Betroffene darin eine zumindest 
größere Rolle spielen.  

Er betrachte die Schaffung der Stelle einer oder eines Kinderschutzbeauftragen in 
Übereinstimmung mit den regierungstragenden Fraktionen und der SPD-Fraktion 
grundsätzlich als richtigen Schritt, sofern eine adäquate Ausgestaltung erfolge, bekräf-
tigt Marcel Hafke (FDP). Aktuell laufende Gespräche dienten der Verbesserung des 
Gesetzentwurfs der Landesregierung, nachdem in der Anhörung ein entsprechender 
Handlungsbedarf thematisiert worden sei. Er hoffe auf eine von den einzelnen Frakti-
onen trotz unterschiedlicher Sichtweisen gemeinsam getragenen Regelung noch im 
ersten Halbjahr 2025. Der AFKJ habe sich immer darauf verstanden, beim Kinder-
schutz mit einer Stimme zu sprechen. 

Seiner Ansicht nach gelte es insbesondere, zu klären, über welche Rechte und Mög-
lichkeiten eine solche Beauftragte bzw. ein solcher Beauftragter – diese bzw. dieser 
dürfe kein zahnloser Tiger sein – gegenüber den Jugendämtern auf kommunaler 
Ebene verfügen solle. Darüber gingen die Expertenmeinungen zum Teil auseinander. 
Er plädiere dafür, mit den Kommunen unabhängig von der Stelle einer oder eines Kin-
derschutzbeauftragten in einen intensiven Diskurs bezüglich der verbesserungswürdi-
gen Arbeit der Jugendämter einzutreten und eine andere Herangehensweise an diese 
Thematik in Betracht zu ziehen. Im Rahmen der weiteren Debatte müsse sich die Po-
litik auch dem Thema „Doppelstrukturen“, die es zu vermeiden gelte, mit mehr Nach-
druck annehmen, damit die sehr gute Arbeit von Verbänden und Institutionen nicht 
konterkariert werde. 
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Ihm erschließe sich durch den Gesetzentwurf nicht, wie Kinder und Jugendliche Be-
schwerdemöglichkeiten auf direktem Weg wahrnehmen könnten. Seiner Ansicht nach 
müssten entsprechende Strukturen vor Ort deutlich niedrigschwelliger angelegt werden. 
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(Wird heute nicht behandelt; s. „Vor Eintritt in die Tagesordnung“.) 

3 Psychosoziale Prozessbegleitung in NRW zum Standard für Kinder machen, 
die Betroffene sexualisierter Gewalt geworden sind 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/9466 

Ausschussprotokoll 18/770 (Anhörung vom 28.11.2024) 
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4 Mehr Jugendpartizipation in Europa durch ein gemeinsames Jugendparla-

ment mit den Benelux-Staaten und hierzu das Landesjugendparlament in 
Nordrhein-Westfalen endlich umsetzen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/9727 

Ausschussprotokoll 18/808 (Anhörung vom 17.01.2025) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Europa und Inter-
nationales – federführend – sowie an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend am 03.07.2024) 

Die grundsätzliche Frage laute, wie die Beteiligung Jugendlicher auf parlamentarischer 
Ebene ausgestaltet werden könne, so Marcel Hafke (FDP). Er hebe die sehr guten 
Formate der Verbände hervor, die bedauerlicherweise aber keine parlamentarische 
Beteiligung aller Kinder und Jugendlichen sicherstellten, schon gar nicht länderüber-
greifend. In Nordrhein-Westfalen gebe es in dieser Hinsicht noch Verbesserungsbe-
darf. In der Vergangenheit seien vornehmlich Diskussionen über Konstellationen auf 
Landes- und kommunaler Ebene geführt worden.  

In der Anhörung sei zum Tragen gekommen, dass ein gemeinsames Jugendparlament 
mehrerer Staaten den Austausch fördern und die Interessen von Kindern und Jugend-
lichen insbesondere aus Grenzregionen aufgreifen könnte. Einige der genannten 
Punkte sollten Berücksichtigung erfahren, wenn nicht in diesem Antragsverfahren, 
dann zumindest für das weitere politische Handeln. Er halte beispielsweise den Vor-
schlag von Gregor Freches, Minister für Kultur, Sport, Tourismus und Medien in der 
Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens, für umsetzbar und rufe 
dazu auf, auch einmal etwas zu wagen, anstatt Gründe dagegen vorzubringen. 

Die Vorschläge der FDP müssten nicht geteilt werden, er erwarte von der Landesre-
gierung und den regierungstragenden Fraktionen in diesem Fall aber eigene Ideen. 

Die Fraktionen von FDP und CDU eine die Ansicht, dass Jugendbegegnungen unter 
anderem auf europäischer Ebene immer sinnvoll seien, stellt Jens Kamieth (CDU) 
fest. Er könne sich deren Ausweitung auch auf der Ebene der Bundesländer vorstellen. 
Die Schaffung von Doppelstrukturen hingegen müsse mit Blick auf die örtlichen Ju-
gendvertretungen, den Kinder- und Jugendrat NRW, den Landesjugendring NRW so-
wie den Jugendlandtag vermieden werden. Aus diesem Grund halte seine Fraktion die 
Einführung eines weiteren Jugendparlamentes zum gegenwärtigen Zeitpunkt für nicht 
zielführend. Stattdessen müsse zunächst in anderen Bereichen der Jugendpartizipa-
tion nachgebessert werden. Seine Fraktion habe in der Diskussion zum ersten TOP 
indirekt Vorschläge zu deren Stärkung gemacht. Anstelle formaler Parlamentsstruktu-
ren favorisiere sie im Übrigen die Förderung niedrigschwelliger Beteiligungsformate. 
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Die konkrete Ausgestaltung eines Landesjugendparlamentes finde in dem Antrag 
keine Erwähnung. Zu klären seien die Fragen nach der Einbeziehung aller gesell-
schaftlichen Schichten, der Themenauswahl, dem Umgang mit den Ergebnissen und 
der Einbindung in Gesetzgebungsverfahren. 

Ein Landesjugendparlament dürfte nach der in der Anhörung geäußerten Ansicht der 
Sachverständigen Max Fockenberg vom Kinder- und Jugendrat NRW sowie Björn 
Krause-Franz vom Landesjugendring NRW kein Alibigremium sein und müsste daher 
über wirkliche Kompetenzen verfügen. Überhaupt habe der Antrag in der Anhörung 
wenig Unterstützung erfahren. Empfohlen worden sei stattdessen die Stärkung beste-
hender Beteiligungsformen. 

Im Gegensatz zu seinem Fraktionskollegen aus dem Ausschuss für Europa und Inter-
nationales im Rahmen dieses Antrags vertrete Marcel Hafke den weitgehenderen Par-
tizipationsbegriff, dass das Nachspielen der Spiele der Erwachsenen in Parlamenten 
nicht die originäre Form der Jugendbeteiligung darstelle, merkt Dagmar Hanses (GRÜNE) 
an. Vielmehr besäßen junge Menschen das Recht, die Form ihrer Beteiligung selbst 
zu wählen und zu gestalten. In der Anhörung hätten viele Sachverständige vor Dop-
pelstrukturen und einem Festlegen auf Partizipationsformen gewarnt. Also bitte sie da-
rum, den Methodenstreit in diesem Kontext auszuklammern. 

Die Stärkung des internationalen Austauschs und die Beteiligung Jugendlicher müsse 
selbstverständlich vorangetrieben werden. Europa stelle für viele Heranwachsende 
zudem ein sehr wichtiges Thema dar, die europäische Ebene scheine für sie aber zu-
gleich auch sehr weit entfernt zu sein. Jugendliche engagierten sich häufig zunächst 
auf kommunaler Ebene. Daher begrüße sie grundsätzlich, dass sich die FDP-Fraktion 
mit dem Thema befasse. 

Beim Jugendlandtag handele es sich nicht um eine parlamentarische Beteiligung, son-
dern um ein Planspiel, hebt Christin Siebel (SPD) hervor. Unter Beteiligung verstehe 
die SPD-Fraktion etwas anderes. Die Anhörung habe gezeigt, dass diese weitreichender 
sein müsse, als es im Rahmen eines Jugendparlaments möglich wäre. Es brauche eine 
umfassendere Strategie für eine stärkere Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. 

Er würde sich über einen Vorschlag der SPD-Fraktion freuen, wie die Beteiligung Ju-
gendlicher noch umfassender als in parlamentarischer Form gestaltet werden könne, 
erwidert Marcel Hafke (FDP). 

Er bedauere, dass Vorschläge stets aus den gleichen Gründen abgelehnt würden und 
die regierungstragenden Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen keine eige-
nen Ideen unterbreiteten. Es stoße bei ihm auf Unverständnis, ein Planspiel wie den 
Jugendlandtag als Beteiligungsformat zu werten. 

Bei vorangegangenen Diskussionen sowie der Diskussion zu TOP 1 habe die Beteili-
gung auf kommunaler Ebene im Fokus gestanden. Ihn interessierten aber mögliche 
Maßnahmen zur Förderung der Beteiligung auf Landesebene sowie des internationalen 
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Austausches. Die Interessen Jugendlicher müssten dabei im Vordergrund stehen und 
Konsequenzen daraus abgeleitet werden. Der Standpunkt der regierungstragenden 
Fraktionen sei der Komplexität des Sachverhalts nicht angemessen. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimme der FDP-Fraktion ab. 
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5 Unterstützung für ungewollt kinderlose Paare in Nordrhein-Westfalen – 

Landeseigene Förderung von Kinderwunschbehandlungen sichern 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10526 

Ausschussprotokoll 18/813 (Anhörung vom 22.01.2025) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend – federführend –, an den Ausschuss für Gleichstel-
lung und Frauen sowie an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales am 11.09.2024) 

In dieser Sitzung erfolge die Auswertung der Anhörung, so Vorsitzender Wolfgang 
Jörg. Die abschließende Beratung und Abstimmung seien für die nächste Sitzung am 
8. Mai vorgesehen.  

Die Anhörung habe eindeutig gezeigt, dass Nordrhein-Westfalen sich in Bezug auf 
Kinderwunschbehandlungen nicht auf dem richtigen Kurs befinde, macht Marcel 
Hafke (FDP) deutlich. Grundsätzlich werde dem Thema in Deutschland kein so hoher 
Stellenwert wie in anderen europäischen Ländern wie etwa Dänemark beigemessen, 
wo prozentual deutlich mehr Kinder im Zuge solcher Behandlungen entstünden. Die 
Landesregierung mache es sich sehr einfach und nehme die auf Bundesebene be-
schlossene Reduzierung der Fördermittel zum Anlass, sich komplett aus dem unter 
Regierungsverantwortung der FDP aufgelegten Förderprogramm zurückzuziehen, bei 
dem etwa hinsichtlich des Antragsverfahrens sicherlich Verbesserungsbedarf bestehe. 
1.500 Paare mit Kinderwunsch ohne Perspektive zurückzulassen, werde nun in Kauf 
genommen, obwohl auch in finanziell angespannten Zeiten durchaus die Möglichkeit 
bestünde, die Förderung auch ohne eine Beteiligung des Bundes fortzusetzen. 

Ihn mache es fassungslos, dass sich Ministerin Paul in Anbetracht eines Haushaltes 
mit einem Volumen von 100 Milliarden Euro nicht in der Lage sehe, einen einstelligen 
Millionenbetrag bereitzustellen. Die psychischen Auswirkungen für ungewollt kinderlo-
ser Paare seien ohnehin gravierend. Hinzu kämen die bei einer niedrigen Geburtenrate 
negative Konsequenzen für die demografische Entwicklung. Statt wie so oft mit dem 
Finger nach Berlin zu zeigen und die eigene Verantwortung von sich zu weisen, er-
warte er von der Landesregierung und insbesondere Ministerin Paul einen konkreten 
Lösungsansatz zumindest mit Blick auf das Haushaltsverfahren im kommenden Jahr. 

Christin Siebel (SPD) pflichtet den Ausführungen ihres Vorredners bei. Neben den Kin-
derwunschbehandlungen selbst messe ihre Fraktion dem Ausbau der psychosozialen 
Begleitung von Paaren mit Kinderwunsch eine hohe Relevanz bei, denn Erfahrungen 
des Scheiterns könnten sich erheblich auf das Leben der Betroffenen auswirken. 
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Der Koalition wisse um die sowohl emotional als auch finanziell belastende Situation 
ungewollt kinderloser Paare, entgegnet Eileen Woestmann (GRÜNE). Betroffenen ih-
ren Kinderwunsch zu erfüllen, sei selbstverständlich wünschenswert. Bei allem Ver-
ständnis für die von ihm vertretene Position werde Marcel Hafke aber mit seinem Vor-
wurf, Ministerin Paul bzw. die schwarz-grüne Koalition steige ungerechtfertigterweise 
aus dem Förderprogramm aus, der Komplexität des Themas „Haushalt“ nicht gerecht, 
Während auf Bundesebene eine der regierungstragenden Fraktionen möglicherweise 
wegen der extrem schwierigen Haushaltsberatungen aus der Regierung ausgestiegen 
sei, könne Nordrhein-Westfalen immerhin einen konsolidierten Haushalt vorweisen. 
Aufgrund des geringen finanziellen Spielraums habe die Landesregierung allerdings 
schmerzhafte Entscheidungen treffen müssen. 

Zukünftige Haushalte müssten so aufgestellt werden, dass Investitionen in solche För-
derprogramme leistbar seien, wozu eine von der bisherigen Bundesregierung nicht 
vollzogene Anpassung der Schuldenbremse infrage käme. Im Übrigen hinke der rein 
punktuelle Vergleich mit Dänemark in Anbetracht eines in den skandinavischen Län-
dern prinzipiell unterschiedlich strukturierten Systems. Mit Blick auf andere Aspekte 
hingegen könne Dänemark durchaus eine Vorbildfunktion einnehmen. 

Die FDP-Fraktion greife vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage mit ihrer 
Forderung nach einer dauerhaften Übernahme der ausgefallene Bundesmittel durch 
das Land zu kurz, konstatiert Tom Brüntrup (CDU). Angesichts der Erkenntnisse aus 
der durchgeführten Anhörung halte er die Einführung bundesweit einheitlicher Rege-
lungen für Kinderwunschbehandlungen für erforderlich. Bislang bestünden noch große 
Unterschiede im Hinblick auf die grundsätzliche Teilnahme von Bundesländern an dem 
Förderprogramm und die gesonderte Unterstützung durch Krankenkassen. In welchem 
Umfang der Staat finanziell unterstützen solle und ob die Krankenkassen zu einer Be-
teiligung verpflichtet werden könnten, müsse die Politik auf Bundesebene länderüber-
greifend definieren. 

Er stelle infrage, dass die Aufnahme neuer Schulden in Höhe von einer Billion Euro als 
eine kluge bundespolitische Entscheidung begriffen werden könne, kritisiert Marcel Hafke 
(FDP). Auf Landesebene gehe es ferner nicht um die Einstellung neuer Mittel zur Fort-
setzung des Förderprogramms. Vielmehr seien die landesseitigen Mittel im Haushalt 
für 2025 bereits eingeplant gewesen, bevor der Bund sich aus der Förderung zurück-
gezogen habe. Aufgabe von Ministerin Paul wäre es gewesen, diesen Haushaltsposten 
gegenüber Finanzminister Optendrenk unabhängig vom Wegfall des Bundesanteils zu 
verteidigen und nicht als Streichbetrag zur Disposition zu stellen. Darüber hinaus bein-
halte der Haushalt Selbstbewirtschaftungsmittel in dreistelliger Millionenhöhe. Dennoch 
werde die Förderung auf null zurückgefahren, statt zumindest einem Teil der Betroffenen 
zu helfen. So verführen andere Bundesländer. 

Nach Ablehnung eines FDP-Antrags zur Wiedereinstellung der Mittel eröffneten sich 
für die regierungstragenden Fraktionen im Herbst im Rahmen der Haushaltsberatungen 
die Chance, ihrer Verantwortung doch noch gerecht zu werden, eine Änderung herbei-
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zuführen und die augenscheinlich zur Verfügung stehenden Mittel in Höhe von 4 bis 5 
Millionen Euro einzuplanen. Andernfalls werde er der Landesregierung eine Liste mit 
seiner Ansicht nach unnötigen haushalterischen Ausgaben vorlegen. 

Der Begleitung und Unterstützung von ungewollt kinderlosen Paaren müsse einge-
denk deren großer psychosozialer Belastung ein hoher Stellenwert eingeräumt wer-
den, bestätigt Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI). Selbstverständlich bestehe sei-
tens der Landesregierung auch ein Interesse an einer stabilen Geburtenrate in Nord-
rhein-Westfalen. Bezüglich der Förderung von Kinderwunschbehandlungen dürfe aber 
nicht ausgeklammert werden, dass es sich dabei um ein gemeinsames Kooperations-
programm von Bund und Ländern handele. Endstanden sei es in Reaktion auf die Re-
duzierung von Finanzierungshilfen durch die Krankenkassen und beruhe von Beginn 
an auf paritätisch getragenen Kosten. Der Bund habe diese Geschäftsgrundlage massiv 
verändert, weshalb nun keine gemeinsame Förderung mehr existiere. Darüber müsse 
genauso gesprochen werden wie über die zukünftige Gestaltung einer partnerschaftli-
chen Unterstützung von Paaren mit Kinderwunsch durch Bund und Länder bzw. die 
Herausbildung einer gemeinsamen Haltung zu diesem Thema. 

Die Bitte von Marcel Hafke, nicht auf Berlin zu verweisen, erstaune sie. Schließlich 
trage auch der damalige Bundesfinanzminister der FDP eine Mitverantwortung für die 
erfolgte Kürzung der Bundesmittel zur Förderung von Kinderwunschbehandlungen. 
Sie bedauere diese einseitige Entscheidung des Bundes genauso wie die landessei-
tige Entscheidung, das Programm aufgrund der entzogenen Geschäftsgrundlage zu 
beenden, aber die Länder könnten nicht die Ausfallbürgen für den Bund sein. 

Ministerin Paul trage Verantwortung für Nordrhein-Westfalen, erwidert Marcel Hafke (FDP). 
Aus diesem Grund sei der ständige Blick nach Berlin kaum zielführend. Einerseits nehme 
die Landesregierung für sich in Anspruch, bei den Kinderwunschbehandlungen nicht Aus-
fallbürge für den Bund sein zu können, andererseits erwarte sie im Zusammenhang mit 
der stagnierenden KiBiz-Reform, Bundesmittel zugewiesen zu bekommen, um hand-
lungsfähig zu bleiben, obwohl Kitas in erster Linie in den Zuständigkeitsbereich der Länder 
fielen. Die Koalition wolle sich nach Gutdünken aussuchen, wann sie zuständig sei und 
wann nicht. Diese Rosinenpickerei müsse beendet werden. Er erwarte deshalb ein Ein-
lenken und ein konsequentes Handeln. Im Ergebnis sehe sich die Landesregierung bislang 
außerstande, weder kleine Förderprogramme noch große Reformen umzusetzen. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) wirft ihrem Vorredner ihrerseits vor, nicht kohärent 
zu argumentieren. Wenn ein gemeinsames Förderprogramm von Bund und Ländern 
einseitig aufgekündigt werde und somit die Geschäftsgrundlage infrage stehe, wie sie in 
der letzten Legislaturperiode noch bestanden habe, führe dies zwangsläufig zu unmittel-
baren Auswirkungen auf die Länder. Zugleich bestehe bei anderen Themenbereichen 
eine Übereinkunft mit dem Bund, dass dieser im Rahmen einer Verantwortungsgemein-
schaft Unterstützung leiste. Sie vertrete in diesem Zusammenhang eine konsequente 
politische Auffassung, an der sich nichts geändert habe. Angesichts der bevorstehenden 
Herausforderungen plädiere sie für eine Diskussion in der gebotenen Sachlichkeit. 
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6 Durch die Kita zur Schulfähigkeit – Bildungsgrundsätze weiterentwickeln 

und als Bildungsstandards etablieren 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/10880 

– Ausschussprotokoll 18/830 (Anhörung vom 06.02.2025) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend – federführend – sowie an den Ausschuss für Schule 
und Bildung am 10.10.2024) 

Vorsitzender Wolfgang Jörg weist darauf hin, dass die abschließende Beratung und 
Abstimmung in der nächsten Sitzung am 8. Mai stattfinden würden. 

Die Anhörung habe zu zahlreichen Erkenntnissen über die Herstellung der Schulfähig-
keit von Kita-Kindern und dabei bestehenden Problemen geführt, berichtet Marcel Hafke 
(FDP). Vielfach stelle nicht der finanzielle Aspekt das entscheidende Kriterium dar, son-
dern die Haltung und die Veränderungsbereitschaft der Entscheidungsträger. Deutlich 
ausgebaut werden müsse die Sprachförderung, wohingegen die Planungen der Landes-
regierung hinsichtlich des Sprachscreenings bei Sachverständigen Skepsis hervorge-
rufen hätten. Bildungsstandards in den Kitas müssten möglicherweise eine Schärfung 
bzw. Weiterentwicklung erfahren. Es würde ihn freuen, wenn die in der Anhörung ge-
setzten Impulse in die geplante KiBiz-Reform einflössen. 

In der Tat seien Kitas zentrale Orte frühkindlicher Bildung, in denen Kinder auf vielfäl-
tige Weise lernten sowie auf die Schule und das Leben vorbereitet würden, bestätigt 
Jens Kamieth (CDU). Allerdings atme der Antrag der FDP-Fraktion angesichts eines 
veralteten Gebrauchs des Begriffs „Schulfähigkeit“ den Geist der 80er-Jahre. Laut der 
Universität Paderborn verstehe man unter Schulreife mittlerweile nämlich kein stati-
sches Kriterium mehr, sondern einen dynamischen Entwicklungsprozess, der beim 
Übergang von der Kita zur Grundschule durch individuelle Förderung ergänzt werden 
müsse. Genau dort knüpften die in NRW geltenden Bildungsgrundsätze an, im Rah-
men derer individuelle Sprachförderung, die soziale und emotionale Entwicklung, aber 
auch individuelle Kompetenzen in einem ganzheitlichen Prozess Berücksichtigung er-
führen. Das Land befinde sich angesichts der mit den Sprach-Kitas und plusKITAs 
gesammelten und auf das Gesamtsystem angewendeten Erfahrungen auf einen guten 
Weg. Eine zusätzliche alltagsintegrierte Förderung leisteten die Familienzentren. 

Während es in der politischen Debatte insbesondere um die Reduzierung von Doku-
mentationspflichten und Prüfverfahren gehe, um eine verschulte Testkultur zu vermei-
den, würden die im Antrag der FDP-Fraktion formulierten Vorschläge darüber hinaus 
eine erhebliche bürokratische Mehrbelastung des Kita-Systems verursachen. Der ge-
meinnützige Bildungsverein EDUCATION Y etwa warne in seiner Stellungnahme vor 
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der Entstehung einer Teaching-to-the-Test-Mentalität durch eine solche Standardisie-
rung, die das natürliche Lernen von Kindern behindere. 

Die Kita-Landschaft besitze einen eigenen Stellenwert und dürfe nicht als der verlän-
gerte Arm von Schule betrachtet werden, gleichwohl im frühkindlichen Bereich für jedes 
Kind der Weg zu einer Partizipation an Schule und einer Teilhabe an der Gesellschaft 
geebnet würde, konstatiert Christin Siebel (SPD). Kitas begründeten aber keine Schul-
fähigkeit im eigentlichen Sinne, sondern verringerten mittels der Elementarpädagogik 
die Bildungsbenachteiligung im Sinne einer Ausweitung der Teilhabe. Damit jedes Kind 
mit Defiziten eine individuelle Förderung erhalten könne, wohne deshalb Testungen – sie 
widerspreche in diesem Punkt ihrem Vorredner – eine hohe Bedeutung inne.  

Wichtig sei zudem, gerade die Kinder zu erreichen, die sich nicht im System „Kita“ 
befänden. Nur durch das Setzen von Standards könne die erfolgreiche Vermittlung 
von Bildung an diese Klientel sichergestellt werden. Standards könnten zudem für eine 
Entlastung der Fachkräfte mit Blick auf deren zeitliche Ressourcen sorgen. Ihre Frak-
tion erachte es daher als bedeutsam an, dass in Kitas neben der Stärkung von sozialen 
Fähigkeiten auch auf Faktoren wie Sprache und Motorik eingegangen werde. Dazu 
müsse ein weiterer Ausbau des Systems erfolgen.  
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7 Für mehr Sicherheit – NRW gegen Gewalt an Frauen und Mädchen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/11603 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Gleichstellung 
und Frauen – federführend –, an den Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales, an den Integrationsausschuss, an den Ausschuss 
für Familie, Kinder und Jugend sowie an den Innenausschuss am 
05.12.2024) 

Da Kinder häufig direkt oder indirekt von häuslicher Gewalt betroffen seien, bedürfe es 
zu deren Betreuung einer Aufstockung der Fachkraftstellen in Frauenhäusern, fordert 
Christin Siebel (SPD). Außerdem müsse angesichts einer rasanten Zunahme digita-
ler Gewalt insbesondere gegen Mädchen die Prävention und Aufklärung eine Stärkung 
erfahren, sexistische Rollenbilder im Rahmen einer frühen Prävention gegen patriar-
chalische Strukturen auch in den Bildungseinrichtungen aktiv bekämpft und Fachkräfte 
in Schulen, Jugendämtern und Beratungsstellen in Form von Schulungen sensibilisiert 
werden, um Fälle von Gewalt erkennen und Betroffene unterstützen zu können. Ihre 
Fraktion halte daher einen Ausbau von Schutz- und Hilfsmöglichkeiten für Kinder und 
Jugendliche für dringend erforderlich. 

Grundsätzlich bestehe fraktionsübergreifend Einigkeit, dass Gewalt gegen Frauen und 
Kinder ein ernstzunehmendes Problem darstelle, dem sich Politik annehmen müsse, 
so Norika Creuzmann (GRÜNE). Angesichts der jüngsten politischen Entwicklungen, 
nämlich der im Dezember 2024 erfolgte Startschuss zur Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention im Zuge eines Landesaktionsplans und die bundespolitische Einigung auf ein 
Gewalthilfegesetz, frage sie sich allerdings, ob die SPD-Fraktion ihren Antrag tatsäch-
lich aufrechterhalten wolle, obwohl darin enthaltene wesentliche Forderungen nun be-
reits erfüllt worden seien. Auf unbesetzte Stellen in Frauenhäusern hingegen könne 
das MKJFGFI aufgrund kommunaler Zuständigkeit keinen großen Einfluss nehmen. 
Mehr Geld in das System zu leiten – Ihre Fraktion halte das selbstverständlich für be-
grüßenswert – verbiete sich aufgrund haushalterischer Sparzwänge. 

Sie halte den Antrag der SPD-Fraktion für in weiten Teilen überholt bzw. die darin 
enthaltenen Forderungen für erfüllt, pflichtet Christina Schulze Föcking (CDU) ihrer 
Vorrednerin bei. Dessen ungeachtet stehe ihre Fraktion bei diesem wichtigen Thema – 
darüber herrsche keinerlei Dissens – an der Seite der antragstellenden Fraktion, werde 
in Deutschland doch jede dritte Frau mindestens einmal in ihrem Leben das Opfer von 
physischer oder sexueller Gewalt. 

Nordrhein-Westfalen befinde sich im Hinblick auf den Kinderschutz sowie die Veran-
kerung einer Sensibilisierung für Gewaltdelikte gegen Frauen und Kinder in der Weiter- 
und Ausbildung von Fachkräften für Schulen und Kitas bereits auf einem guten Weg. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 24 - APr 18/867 

Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend (50.) (öffentlich) 20.03.2025 
TOPs 1 und 2 gemeinsam mit: sv 
Kinderschutzkommission (20.) (öffentlich) 
 
 
Insgesamt sei die Bekämpfung sexuellen Missbrauchs bereits überall im System etab-
liert sowie finanziell hinterlegt. Gleichwohl gebe es nach wie vor einiges zu tun. Daran 
arbeite die schwarz-grüne Koalition beständig. 

Ihre Fraktion könne den Antrag nicht zurückziehen, da es sich beim AFKJ nicht um 
den federführenden Ausschuss handele, hege aber auch keine derartigen Absichten, 
verdeutlicht Christin Siebel (SPD) in Reaktion auf die von Norika Creuzmann gestellte 
Frage. Sie schlage dem Ausschuss vor, auf ein Votum zu verzichten. Dadurch verlören 
die Vorschläge ihrer Fraktion aber nichts von deren Relevanz. 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und 
seine Beratung zu beenden. 
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8 Stärkung der Jugendämter in Nordrhein-Westfalen – Maßnahmen gegen 

Überlastung und für besseren Kinderschutz 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/12559  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend – federführend – sowie an den Ausschuss für Heimat 
und Kommunales am 30.01.2025) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Marcel Hafke (FDP), 
eine Anhörung durchzuführen, und kommt überein, über das 
weitere Verfahren im Rahmen einer Obleuterunde zu beraten. 
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9 Kindergesundheit in Nordrhein-Westfalen verbessern – Handlungsempfeh-

lungen des Kindergesundheitsberichts 2024 zügig umsetzen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/12571  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Schule und Bil-
dung – federführend –, an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales sowie an den Ausschuss für Familie, Kinder und 
Jugend am 30.01.2025) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dr. Dennis Maelzer 
(SPD), sich an der im federführenden Ausschuss für Schule 
und Bildung beschlossenen und auf den 20. Mai 2025 termi-
nierten Anhörung nachrichtlich zu beteiligen. 
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10 Berufsorientierung stärken – Freiwilliges Handwerksjahr einführen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/12766  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – federführend –, an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie sowie an den Aus-
schuss für Familie, Kinder und Jugend am 20.02.2025) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Marcel Hafke (FDP), 
sich an der im federführenden Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales beschlossenen Anhörung nachrichtlich zu 
beteiligen. 
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11 Entwurf der Vereinbarung zur weiteren Entwicklung der lebensweltbezoge-

nen Gesundheitsförderung „Gesunde Kita NRW – Modul Pluspunkt Ernäh-
rung“ 01.01.2025 bis 31.12.2027  

Vorlage 18/3541 
Drucksache 18/12745 (Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags) 

Das in seinen Ausmaßen überschaubare Förderprogramm zahle nur unzureichend auf 
das übergeordnete Ziel der Sicherstellung einer landesweit kostenfreien und vor allem 
gesunden Verpflegung in allen Kitas ein, bemängelt Dr. Dennis Maelzer (SPD). Ab-
hilfe schaffen könne nur eine KiBiz-Revision. Die Landesregierung halte er in diesem 
Zusammenhang dazu an, sich an ihre Versprechen zu erinnern.  
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12 Zukunft der Kindertagespflege in NRW – Bedeutung für die U3-Betreuung, 

Platzmangel und Förderstrukturen (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion 
[s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3640 

– keine Wortbeiträge 
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13 Auswirkungen der Kita-Finanzierungserhöhung auf Elternbeiträge und Träger 

(Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 2] 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3641 

Marcel Hafke (FDP) bittet die Landesregierung bzw. Ministerin Paul um eine Stellung-
nahme zu der beobachtbaren Praxis, dass einige Kommunen die Anhebung der Kind-
pauschalen um 9,5 % zum Anlass nähmen, ihren dadurch steigenden Finanzierungs-
anteil auf die Elternbeiträge umzulegen. Der Landtag verfolge zwar das Ziel, den Trä-
gern mehr Geld zur Verfügung zu stellen, aber im Zuge dessen dürften Eltern nicht 
zusätzlich oder sogar über deren finanziellen Möglichkeiten hinaus belastet werden. 
Der Weg zu einer besseren Auskömmlichkeit müsse der Idee nach ein anderer sein. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD) wirft der Landesregierung ein im Gegensatz zu vorherge-
henden Landesregierungen mangelndes Interesse daran vor, das für Verbesserungs-
maßnahmen notwendige Steuerungswissen über die tatsächliche finanzielle Belas-
tung der Eltern von Kita-Kindern in Nordrhein-Westfalen zu erlangen. Dies könnte 
nämlich einen großen Handlungsdruck erzeugen, das versprochene dritte beitrags-
freie Kita-Jahr tatsächlich einzuführen oder steuernd auf die finanzielle Situation von 
Kommunen und somit indirekt auf die sich daraus ergebende Höhe der Elternbeiträge 
einzuwirken. Leidtragende seien letzten Endes die Eltern. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) verweist auf § 51 Kinderbildungsgesetz, wonach 
Kommunen eigenverantwortlich über die vor Ort erhobenen Kita-Gebühren außerhalb 
der beiden ebenfalls im KiBiz definierten beitragsfreien Kita-Jahre entschieden. Die 
soziale Staffelung innerhalb der Gebührenordnungen sowie Ausnahmetatbestände 
seien im Sozialgesetzbuch VIII geregelt. Aus der Dynamisierung der Kindpauschalen, 
die der Finanzierung des Angebots der frühkindlichen Bildung unter Berücksichtigung 
der Realkostensteigerungen dienten, ergebe sich kein Automatismus zu Gebührener-
höhungen. 

Ihr sei bewusst, dass sich infolge der beiden beitragsfreien Kita-Jahre aus der eigen-
verantwortlichen Beitragsgestaltung durch die Kommunen – dabei handele es sich um 
eine Entscheidung vorheriger Landesregierungen – unterschiedlich strukturierte Ge-
bührenordnungen im Land NRW ergäben. Darüber habe der Ausschuss viele Male 
diskutiert. 

Ministerin Paul habe gerade die aktuelle Rechtslage hinsichtlich der Kita-Gebühren 
dargestellt, sei aber nicht auf die von ihm gestellte Frage eingegangen, so Marcel 
Hafke (FDP). Er wolle wissen, welche politischen Konsequenzen die Landesregierung 
aus der derzeitigen Situation zu ziehen gedenke, welche grundsätzliche Haltung sie ein-
nehme, ob sie im Zuge von etwaigen Gesprächen mit den KSVs möglicherweise Ver-
änderungen anstrebe und Gesetzesinitiativen auf den Weg bringen wolle. 
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Selbstverständlich befinde sich die Landesregierung mit den Kommunen, der Freien 
Wohlfahrtspflege und den Eltern zu Fragestellungen rund um das KiBiz in Gesprächen, 
schildert Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI). Alle Reformschritte müssten sich an 
dem übergeordneten Ziel orientieren, mehr Verlässlichkeit und Stabilität im System zu 
erzeugen. Darin bestehe angesichts des Fachkräftemangels und der finanziellen Mög-
lichkeiten innerhalb des Systems, aber auch im Landeshaushalt zugleich die größte 
Herausforderung. Das Land habe sich auf Grundlage über Legislaturperioden hinweg 
getätigter Zusagen aktiv an der Beitragsgestaltung im Zusammenhang mit den beiden 
beitragsfreien Kita-Jahren beteiligt. 
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14 Einrichtung der Kinderschutzprofessur für Nordrhein-Westfalen (Bericht auf 

Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3636  

Zacharias Schalley (AfD) bittet Ministerin Paul um Beantwortung der Frage, ob die 
sich bewerbenden Hochschulen ihren vorgelegten Konzepten auch einen Kostenrah-
men beigefügt hätten. 

Die Einrichtung der Kinderschutzprofessur stelle einen wegweisenden Schritt auf dem 
Weg in eine – NRW begreife dies als zentrale gesellschaftliche Aufgabe – kindge-
rechte Zukunft dar, stärke sowohl Forschung als auch Ausbildung in diesem sensiblen 
Bereich und trage dazu bei, Fachkräfte bestmöglich auf ihre verantwortungsvolle Auf-
gabe vorzubereiten, verdeutlicht Norika Creuzmann (GRÜNE). Aufgrund der Verknüp-
fung von Praxis und Wissenschaft hoffe sie auf die Entwicklung innovativer Konzepte 
zur nachhaltigen Verbesserung des Kinderschutzes. 

Christina Schulze Föcking (CDU) begrüßt die im Rahmen der Kinderschutzprofessur 
ihr zufolge angestrebte Vernetzung mit Kinderschutzorganisationen, die vorgesehene 
interdisziplinäre Zusammenarbeit von Forschung und Lehre sowie die Einbeziehung 
von Inhaberinnen bereits bestehender Lehrstühle für Kinderschutz in den Entwick-
lungsprozess. 

Durch die Professur werde der durch den Landtag angestrebte Transfer zwischen Wis-
senschaft und Praxis gestärkt und der Stellenwert des Kinderschutzes bei der Fach-
kräfteausbildung hervorgehoben, betont Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI). Sie 
freue sich über die Gewinnung hoch angesehener Expertinnen als externe Gutachte-
rinnen, die die eingegangenen Bewerbungen aus ihrer fachlichen Perspektive geprüft 
hätten. Mit der Hochschule Düsseldorf sei ein guter Standort für die Professur gefun-
den worden. Der weitere Umsetzungsprozesse liege nun in deren Zuständigkeit. 

Zacharias Schalley (AfD) wiederholt seine eingangs gestellte Frage nach dem Kos-
tenrahmen für dieses Jahr. Während der Haushaltsberatungen habe sich die Landes-
regierung außerstande gesehen, Angaben dazu zu machen, und auf das mittlerweile 
abgeschlossene Interessenbekundungsverfahren verwiesen, in dem die Hochschulen 
selbst eine Kostenkalkulation vornehmen sollten. Er wolle daher wissen, welche 
Summe die Hochschule Düsseldorf und die weiteren Bewerber veranschlagten. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) beziffert die Kosten für die Kinderschutzprofessur 
auf rund 350.000 Euro. 
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15 Vor verschlossenen Türen – Entwicklung der Kita-Schließungen seit 2022 

(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3732  

Sein Dank gelte dem MKJFGFI für die übersichtlichere Gestaltung des Berichts über 
die Entwicklung der Kita-Schließungen seit 2022, die für seine Fraktion zu einem Er-
kenntnisgewinn geführt habe, obgleich eine direkte Vergleichbarkeit mit zurückliegen-
den Jahren nicht mehr gegeben sei, teilt Dr. Dennis Maelzer (SPD) mit. Greife man 
auf vorliegende Daten aus dem Vorjahr zurück, zeige sich ein deutlicher Anstieg der 
Schließungen. Diese Tendenz zu Negativrekordwerten setze sich seit Jahren immer 
weiter fort. 

Die Landesregierung habe große Hoffnungen in die neue Personalverordnung gesetzt. 
Deren wesentlicher Baustein, nämlich die Möglichkeit, mit nur einer Fachkraft bis zu 
60 Kinder zu betreuen und die Fachkraftstellen zeitweise mit Ergänzungskräften zu 
besetzen, sei von den Trägern jedoch kaum genutzt worden und somit wirkungslos 
geblieben. Von sechs gestellten Anträgen hätten drei aufgrund zu weniger Ergän-
zungskräfte abgelegt werden müssen. 

Die geplante KiBiz-Revision, die einer Lösung des Fachkräfteproblems zuträglich 
wäre, werde einfach nicht umgesetzt. Stattdessen habe die Landesregierung entspre-
chende Anträge der Opposition abgelehnt und gebe somit ein schwaches Bild ab. 

Der Zuruf von Eileen Woestmann, dass Maßnahmen schon vor zehn Jahren hätten 
durchgeführt werden können, zeuge von der mangelnden Bereitschaft der Grünen-
Fraktion, in der Gegenwart Verantwortung zu übernehmen und endlich zu handeln. 
Ambitionslosigkeit und aggressives Zuwarten seien hingegen an der Tagesordnung.  

Mit der Personalverordnung habe die Landesregierung dem Wunsch der Trägerland-
schaft entsprochen, auf Situationen akuter Personalengpässe über einen Zeitraum von 
maximal sechs Wochen pro Jahr flexibler reagieren zu können, ohne die Qualität au-
ßer Acht zu lassen, erwidert Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI). Dabei handele es 
sich lediglich um eine unter Genehmigungsvorbehalt stehende Möglichkeit für Einrich-
tungen für Ort, nicht aber um eine Vorgabe der Landesregierung. Neben dieser Rege-
lung in § 15 seien in der Personalverordnung außerdem die Vorgaben zum Einsatz 
unterschiedlicher Berufsgruppen in Kitas übersichtlicher gestaltet, die Weiterqualifizie-
rung eindeutiger strukturiert, Klarstellungen zu Anforderungen an das sprachliche Ni-
veau vorgenommen und der sogenannte anabin-Erlass zur Anerkennung ausländi-
scher Bildungsabschlüsse integriert worden. 

Der Vorwurf der Untätigkeit verfange also nicht. Die Landesregierung habe in den ver-
gangenen zweieinhalb Jahren realiter an verschiedenen Stellschrauben gedreht und 
tue dies nach wie vor, denn das generelle Abhilfe in Aussicht stellende große Rad 
scheine bis dato niemandem bekannt zu sein. Zu den entwickelten Bausteinen zählten 
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etwa das Modell „Quereinstieg in die Kinderbetreuung“ und die praxisintegrierte Aus-
bildung (PiA) zu Erzieherinnen und Erziehern sowie Kinderpflegerinnen und -pflegern. 

Bei der unter den gegebenen Umständen herausfordernden Weiterentwicklung des 
KiBiz verfolge die Landesregierung weiterhin ihren ambitionierten Zeitplan einer Rea-
lisierung bis zum Jahr 2027. Eingedenk der Tatsache einer gesetzlichen Verankerung 
der Bundesmittel im Zusammenhang mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Qua-
lität und zur Verbesserung der Teilhabe in Tageseinrichtungen und in der Kindertages-
pflege in das KiBiz erwarte er von der neuen Bundesregierung das Bekenntnis zu einer 
Fortsetzung der Förderung. Investitionen in Kinder seien sehr gut angelegte Investiti-
onen in die Zukunft. Darüber herrsche im AFKJ Einigkeit. 

Personalgewinnung müsse als Marathon und nicht als Sprint verstanden werden, 
bringt Jens Kamieth (CDU) zur Sprache. Anstrengungen in diese Richtung, zum Bei-
spiel die Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse und die Schaffung weiterer 
Studienplätze für Erzieherinnen und Erzieher ausbildende Lehrkräfte, hätten die CDU- 
und die FDP-Fraktion bereits in ihrer Oppositionsrolle zu Zeiten der rot-grünen Lan-
desregierung unternommen und erfolglos entsprechende Anträge eingebracht, sodass 
wichtige Fachkräfte heute nicht bzw. verspätet zur Verfügung stünden. CDU und FDP 
hätten die entsprechenden Weichen erst in der letzten Legislaturperiode stelle können. 

Die SPD-Fraktion fordere er dazu auf, die permanente Diskreditierung der wertvollen 
Arbeit der Ergänzungskräfte als Berufsgruppe zu beenden. Damit erweise sie den 
Kitas keinen guten Dienst. 

Seine Fraktion negiere die Leistung der Ergänzungskräfte nicht im Geringsten, son-
dern trete für die Einhaltung von in Nordrhein-Westfalen geltenden Qualitäts- und Per-
sonalstandards ein, die die regierungstragenden Fraktionen durch die Schaffung der 
Möglichkeit einer Ersetzung von Fach- durch Ergänzungskräfte Stück für Stück aufzu-
weichen versuchten, erklärt Dr. Dennis Maelzer (SPD). Auf beide Berufsgruppen ent-
fielen laut KiBiz aber ganz spezifische und voneinander abzugrenzende Aufgaben. 

Die Realität zeige, dass eine solche Entwicklung in der Kita-Landschaft unerwünscht 
sei, da selbst in den infektionsreichen Wintermonaten mit hohen Krankenständen 
kaum von dieser dysfunktionalen Lösungsmöglichkeit Gebrauch gemacht werde. Sie 
dürfe daher nicht Pate für eine KiBiz-Revision stehen. Er befürchte allerdings, dass die 
Landesregierung auf diese Weise – darauf deuteten die bislang durchgeführten Maß-
nahmen hin – schlechtere Qualitäts- und Personalstandards zumindest in noch näher 
zu definierenden Randzeiten etablieren wolle. 

Eine generelle Abhilfe schaffen könne zuvorderst eine auskömmliche Finanzierung, 
damit die Träger nicht mehr unter dem Zwang stünden, ihren Personalbestand auf 
einem niedrigen und gerade bei Krankheitsfällen mit gravierenden Auswirkungen ver-
bundenen Level zu halten. Einen gewichtigen Unterschied hätte auch eine Vollfinan-
zierung der praxisintegrierten Ausbildung gemacht. Unterfinanzierte Träger seien schlicht-
weg nicht dazu in der Lage, diese aus eigenen Mitteln zu finanzieren, und aus diesem 
Grund zu Beginn des Kita-Jahres aus der PiA ausgestiegen. Hilfreich gewesen wäre 
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nicht zuletzt eine Ausgestaltung des Alltagshelfer-Programms zum Beispiel unter Be-
rücksichtigung der Größe der Einrichtungen zum Zwecke angemessener Unterstüt-
zungsleistungen sowie die Entlastung der Einrichtungsleitungen durch Verwaltungs-
kräfte. All dies könne auf Landesebene bei entsprechender Investitionsbereitschaft ge-
regelt werden, allerdings habe die Landesregierung lieber eine wenig erfolgreiche Per-
sonalverordnung erlassen. 

Die Existenz eines Zeitplans zweifle er nachdrücklich an. Seit Frühjahr 2024 gebe es 
höchstens noch einen Zeitpunkt. An keine der in der Vergangenheit getätigten Aussa-
gen über die einzelnen Verfahrensschritte bis zum Vorliegen von Referentenentwürfen 
habe sich die Landesregierung gehalten. Selbst davon könne heute keine Rede mehr 
sein, denn gegenwärtig lasse sie nur noch verlautbaren, dass sie sich in Gesprächen 
befinde. 

Der Verlauf dieser Debatte irritiere sie, eröffnet Eileen Woestmann (GRÜNE). Weder 
die von allen politischen Lagern angestrebte Verlässlichkeit noch überhaupt irgendein 
Bildungsangebot im frühkindlichen Bereich lasse sich gewährleisten, wenn Kitas in Er-
mangelung von Alternativen beim Personaleinsatz geschlossen werden müssten. Zu-
dem gerieten Familien dadurch unter einen extremen Druck. Im Übrigen sichere die 
Personalverordnung einen vergleichsweise sehr hohen Qualitätsstandard, denn auch 
Ergänzungskräfte durchliefen eine pädagogische Ausbildung. 

In Bremen etwa bestehe ein Betreuungsangebot für Kinder durch eine Fachkraft im 
Umfang von 20 Stunden pro Woche. In den sogenannten Randzeiten übernähme eine 
Assistenzkraft wie zum Beispiel eine Kinderpflegerin unter Mithilfe einer fachfremden 
Person die Betreuung. Außerhalb der Randzeiten könnten Kinder sogar nur von fach-
fremden Personen beaufsichtigt werden. Verantwortlich für diese nicht erstrebens-
werte Regelung zeichne die SPD. 

Nordrhein-Westfalen hingegen gehe einen Weg, der lediglich Ausnahmen von der Re-
gelbetreuung eröffne, um den Kitabetrieb aufrechtzuerhalten. Dass sich ein solches 
Prozedere nach Erlass der Personalverordnung Ende des vergangenen Jahres zunächst 
einpendeln müsse, halte sie für nachvollziehbar. Es brauche also noch etwas Zeit bis 
zur Umsetzung. 

Bereits vor 10 oder 15 Jahren hätte die Politik angesichts des sich bereits zum dama-
ligen Zeitpunkt abzeichnenden Fachkräftemangel im Sozial- und Erziehungsdienst re-
agieren können. Diese Erkenntnis entbinde die Landesregierung heute natürlich nicht 
von ihrer Verantwortung. Im Rahmen des Möglichen werde alles für die Personalge-
winnung getan, allerdings handele es sich um einen Marathon, wie Jens Kamieth rich-
tigerweise angemerkt habe. 

In Anbetracht der oftmals bestehenden – dies mache ein Blick in die verfügbaren Zah-
len deutlich – Kurzfristigkeit von krankheitsbedingten Ausfällen bestehe grundsätzlich 
nicht immer die Möglichkeit der Kompensation, erklärt Ministerin Josefine Paul 
(MKJFGFI). Dies gelte für die Kita-Landschaft ebenso wie für viele andere Bereiche. 
Dennoch erfüllten die von den Trägern erbetenen flexibleren Einsatzmöglichkeiten gerade 
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dann durchaus ihren Zweck, wenn es zu längerfristigen, aber nicht dauerhaften Aus-
fällen komme. In solchen Fällen optional mehr Verantwortung übernehmende Ergän-
zungskräfte hätten zum einen eine zweijährige Ausbildung absolviert. Zum anderen 
seien sie per se ein fester Bestandteil der Einrichtungen mit einer direkten Beziehung 
zu den von ihnen betreuten Kindern. 

Darüber hinaus komme die Landesregierung mit der Personalverordnung dem Wunsch 
der Träger nach, im Bereich der Ergänzungskraftstunden qualifizierte Personen einzu-
setzen, die das pädagogische Profil einer Einrichtung ergänzten bzw. diese entspre-
chend den Vorgaben der Personalverordnung weiterzuqualifizieren. Auch dabei han-
dele es sich lediglich um eine neu geschaffene Möglichkeit, von der naturgemäß nicht 
alle fast 11.000 Kitas in Nordrhein-Westfalen Gebrauch machten. Die Möglichkeit zu 
Unterstützungsleistungen im nichtpädagogischen Bereich habe die Landesregierung 
ferner durch die Alltagshelfenden geschaffen. 

Laut der Rückmeldungen der Jugendämter bezüglich der Jahreszahlen arbeiteten in 
den Kitas landesweit aktuell 4.000 Kräfte mehr als zuvor. Selbstverständlich müsse die 
Landesregierung weiterhin daran arbeiten, weitere Kräfte zu akquirieren und Bestands-
kräfte in den Kitas zu halten. Auch wenn die gegenwärtigen Diskussionen fälschlicher-
weise einen anderen Eindruck vermittelten, liege der Anteil an Fachkräften in den Kitas 
bei 90 %. Darauf werde im KiBiz und gleichermaßen durch die Träger ein starker Fokus 
gelegt. 

Dennoch lasse sich die angespannte Situation nicht von heute auf morgen verändern. 
Vielmehr müsse das Land Schritt für Schritt für mehr Stabilität und Verlässlichkeit im 
System der frühkindlichen Bildung sorgen. Weitere Maßnahmen wie eine KiBiz-Revi-
sion seien dazu notwendig. Als großer Fortschritt dürfe allerdings die in den vergan-
genen beiden Jahren erfolgte 10%ige Steigerung der Kindpauschalen im Zuge der 
Dynamisierung nicht übersehen werden. Zuvor habe die Steigerungsrate lediglich bei 
1,5 % bzw. 3 % gelegen. 
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16 Lage der Jugendämter in NRW (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. An-

lage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3733  

Die Handlungsmöglichkeiten des MKJFGFI hingen ganz entscheidend von seinem 
Steuerungswissen ab, über das es im Bereich des Kinderschutzes verfügen müsse, 
leitet Dr. Dennis Maelzer (SPD) ein. Die gesetzliche Kinder- und Jugendhilfestatistik, 
auf die sich das Ministerium als Datengrundlage berufe, gleichzeitig aber deren Aus-
sagekraft hinsichtlich der Lage der Jugendämter aufgrund von Problemen bei der Daten-
erhebung relativiere, stamme in ihrer jüngsten Fassung aus dem Jahr 2022. Er halte 
es nach drei Jahren für erforderlich, zeitnah eine neue Erhebung durchzuführen. 

Mit Blick auf das Landeskinderschutzgesetz müsse die Landesregierung dazu in der 
Lage sein, sich ein Bild über dessen Umsetzung in der Praxis zu verschaffen und in 
Erfahrung bringen, ob der Personalbestand dafür ausreiche. Spätestens nach in der 
Anhörung von den kommunalen Spitzenverbänden vorgebrachten Verbesserungsvor-
schlägen wie die Förderung zusätzlicher Studienplätze müsse sie ferner beantworten 
können, wie groß das Problem sei und mit welchen Maßnahmen sie darauf zu reagie-
ren gedenke. Er erkenne bei der Landesregierung jedoch nur ein Wunschdenken. 
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17 Fahrplan KiBiz-Novelle (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3673 

In Verbindung mit: 

19 Mündlicher Bericht über die finanziellen Herausforderungen kirchlicher 
Kita-Träger und den Stand der Novellierung des Kinderbildungsgesetzes in 
Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Ich würde vorschlagen, dass Frau Ministerin mit ihrem 
mündlichen Bericht anfängt.  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Sie hat doch nichts zu berichten!) 

Wenn Sie berichtet haben, dann können wir in die Diskussion einsteigen. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Sehr geehrte Damen und Herren! In der Tat 
hat die Landesregierung immer vieles zu berichten. Es ist nur die Frage, ob die Oppo-
sition auch bereit ist, das aufzunehmen und aufzugreifen. Selbstverständlich obliegt 
es jedem selbst, zu bewerten, wie man die daran enthaltenen Informationen jeweils 
einordnet. 

Nun zu dem Tagesordnungspunkt, der sich mit der Frage der finanziellen Herausfor-
derungen kirchlicher Träger befasst. 

„Die Jugendhilfe ist gekennzeichnet durch die Vielfalt von Trägern unter-
schiedlicher Werteorientierungen und die Vielfalt von Inhalten, Methoden 
und Arbeitsformen.“ 

So ist es in § 3 Abs. 1 des SGB VIII hinterlegt. Dort ist der bundesgesetzlich normierte 
Auftrag enthalten, dass bei Angeboten der Jugendhilfe Trägerpluralität herzustellen 
ist. Ganz im Sinne des gesetzlich normierten Subsidiaritätsprinzips soll nicht der Staat 
alle Angebote selbst halten, sondern sich weiterer freier Träger bedienen. Hierdurch 
können vielfältige innovative Angebote geschaffen werden. Dieses Prinzip ist auch für 
die frühkindliche Bildung bindend und wird in Nordrhein-Westfalen in ganz vorbildlicher 
Art und Weise gelebt, wie ich finde. 

Es gibt neben den kommunalen Einrichtungen, die in Nordrhein-Westfalen nur ein 
Viertel der Einrichtungen darstellen, eine Vielzahl von Trägerformen. Drei Viertel der 
Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen sind in den unterschiedlichsten Trä-
gerschaften von Kirchen, Sozialverbänden, gemeinnützigen GmbHs oder Elterninitia-
tiven. Die Vielfalt schafft für Eltern und deren Kinder ein echtes Angebot an verschie-
denen Betreuungsformaten, Erziehungsstilen und pädagogischen Konzepten. Die Träger 
werden hierbei entsprechend der grundsätzlichen Logik öffentlicher Förderung an den 
Kosten ihres eigenen Angebotes beteiligt. 
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Mir ist bewusst, dass die vergangenen Jahre für viele Träger eine große Herausforde-
rung dargestellt haben. Neben grundsätzlichen Trends wie dem allgemeinen Fachkräf-
temangel waren insbesondere die sehr starken Kostensteigerungen aufgrund der un-
terschiedlichsten Krisen wie der Coronapandemie und des russischen Angriffskriegs 
auf die Ukraine, die unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Einrichtungen 
der Kindertagesbetreuung hatten, äußerst herausfordernd. 

Wir haben in diesem Ausschuss bereits einige Male über diese Thematik diskutiert. 
Daher muss ich Sie nicht daran erinnern, dass die Landesregierung die Träger in den 
vergangenen zwei Jahren bereits an unterschiedlichen Stellen unterstützt hat, bei-
spielsweise mit der Energiepauschale in Höhe von 60 Millionen Euro im Jahr 2023, 
aber auch mit der Überbrückungshilfe in Höhe von 100 Millionen Euro für die sehr 
hohen Tarifabschlüsse im Jahr 2024 und weiteren 85 Millionen Euro für die Investiti-
onskostenförderung. Diese freiwilligen Leistungen werden zusätzlich zu den sehr ho-
hen, gesetzlich normierten Fortschreibungsraten – ich habe gerade schon darauf hin-
gewiesen: im zweiten Jahr in Folge fast 10 % – gezahlt. 

Für die Landesregierung ist die frühkindliche Bildung ein zentraler Erfolgsfaktor für ge-
lingende Bildungsbiografien und mehr Chancengerechtigkeit in Nordrhein-Westfalen. 
Wir werden das gleich natürlich noch einmal intensiv diskutieren. Dann wird es wieder 
unterschiedliche Auslegungen davon geben – das ist naturgemäß so –, ob uns das 
allen gleichermaßen am Herzen liegt. Aber Ihnen sei versichert: Der Landesregierung 
und mir persönlich liegt es sehr am Herzen. Deshalb ist es eine richtige und gute Ent-
scheidung der Landesregierung, dass wir eine Priorität auf Kinder und Jugendliche 
auch in den angespannten Haushaltslagen gesetzt haben, finde ich. 

Das drückt sich unter anderem darin aus, dass wir als Nordrhein-Westfalen im Haus-
halt 2025 5,7 Milliarden Euro in die frühkindliche Bildung investieren. Das ist so viel 
wie nie zuvor im System der frühkindlichen Bildung. Das ist aber auch notwendig an-
gesichts der Tatsachen, dass der Bedarf an frühkindlicher Bildung noch nie so hoch 
war und es unterschiedlichste Anforderungen an frühkindliche Bildung gibt, die sich in 
den letzten Jahren und Jahrzehnten weiterentwickelt oder verändert haben. Vor die-
sem Hintergrund ist uns durchaus bewusst, dass die Träger in ihrer Unterschiedlichkeit 
vor unterschiedlichen Herausforderungen stehen. 

Wir haben an unterschiedlichen Stellen immer wieder versucht, auf die besonders un-
vorhersehbaren Krisenzeiten zu reagieren. Das hat im Übrigen auch die letzte Lan-
desregierung in der Coronapandemie getan, um die Träger zu unterstützen. Wie ich 
eingangs gesagt habe, ist die Beteiligung der Träger an der Finanzierung des Ange-
botes aber gesetzlich normiert und weiterhin ein Bestandteil des Kinderbildungsgeset-
zes. Es wird nicht möglich sein, das komplett zu verändern. Trotzdem werden wir in 
Nordrhein-Westfalen im Zusammenspiel mit den Trägern weiterhin sehr genau auf eine – 
sie ist ein hoher Wert – Trägerpluralität und eine breit aufgestellte Trägerlandschaft 
achten, die naturgemäß immer wieder gewissen Veränderungen unterworfen ist. Auch 
und gerade die kirchlichen Träger spielen durch ihr Engagement für die soziale Infra-
struktur insgesamt natürlich eine wichtige Rolle in Nordrhein-Westfalen. 
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Dr. Dennis Maelzer (SPD): Ich wollte mich erst zurückhalten, um Marcel die Chance 
zu geben, aber ich kann auch gerne starten. 

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP]) 

Ich finde, dass wir insbesondere die Rolle der kirchlichen Träger stärker beleuchten 
sollten. Das ist keine Trägergruppe wie jede andere, sondern 39 % der Kitas in Nord-
rhein-Westfalen sind in kirchlicher Trägerschaft. Wenn die kirchliche Seite sagt, sie 
könne das Angebot unter diesen Bedingungen nicht mehr aufrechterhalten – vor Kur-
zem sind sehr klare Formulierungen erfolgt –, dann ist das ein Alarmzeichen, das ernst 
genommen werden sollte. 

Es ist nicht das erste Alarmzeichen. In der Prognos-Studie, die Sie uns vor über einem 
Jahr vorgestellt haben, bevor die hohen Tarifsteigerungen kamen, war ein Ergebnis, 
dass ein hoher Anteil insbesondere der kirchlichen Einrichtungen nicht kostendeckend 
arbeiten kann. Schon zum damaligen Zeitpunkt waren für viele Einrichtungen die Be-
dingungen des KiBiz also nicht so, dass man von einer auskömmlichen Finanzierung 
und damit von einer Zukunftssicherheit hätte sprechen können. 

Passiert ist seitdem nichts. Wir hören von Ihrer Seite immer wieder, es werde geplant 
und gesprochen – aber es wird nicht gehandelt. Darum ist es so dramatisch, dass der 
andere Tagesordnungspunkt, „Fahrplan KiBiz-Novelle“, nicht mit Leben gefüllt werden 
kann. Ich habe es eben schon einmal gesagt: Sie haben keinen Fahrplan. Vielleicht 
haben Sie ihn im Hinterkopf, aber es ist Ihr bestgehütetes Geheimnis, wann etwas 
passieren soll. 

Meine Befürchtung ist aber: Sie haben nicht nur keinen Fahrplan, sondern auch keinen 
wirklichen Plan, wohin Sie mit einer KiBiz-Revision wollen. Nicht umsonst verweisen 
Sie jetzt wieder auf den Bund und sagen „Da tut sich hoffentlich irgendetwas“ und „Das 
alles muss berücksichtigt werden“. Was hätten Sie denn gemacht, wenn es in Berlin 
keine Neuwahlen gegeben hätte? Was wäre dann Ihre Begründung gewesen, warum 
Sie jetzt immer noch nicht sagen können, in welche Richtung Ihr Reformvorhaben 
geht, das Sie uns eigentlich schon vor einem Jahr hätten vorstellen wollen? 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Dann hätte es ein Gesetz gege-
ben!) 

Vielleicht wussten Sie aber schon vor über einem Jahr, dass es Neuwahlen geben 
wird. Dann hätte zumindest Ihr Handeln eine gewisse Logik. Ironie beiseite: Sie haben 
diesem Landtag und vor allem der Öffentlichkeit bis heute Ihre Ziele einer KiBiz-Revi-
sion nicht erklären können. 

Jetzt verweisen Sie auf den Bund und das KiTa-Qualitätsstärkungsgesetz. Letzteres 
ist bis 2027 beschlossen. Auf dieser Basis können Sie handeln. Ich habe eigentlich 
gedacht – vielleicht können Sie dazu etwas sagen –, dass Sie mit Ihrer Ministerkollegin 
Frau Paus schon in Verhandlungen getreten sind. 

(Zuruf von Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]) 
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– Die sind schon fertig? Dann stellen Sie uns doch bitte die beendeten Verhandlungen 
auf der Basis des KiTa-Qualitätsgesetzes vor. Wir fragen die ganze Zeit nach dem 
Fahrplan und den Inhalten einer KiBiz-Novelle. Offensichtlich ist im Hintergrund … 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Das eine hat nur mit dem ande-
ren nichts zu tun!) 

– Es ist wirklich schwierig mit Ihnen. 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Die Frage ist, ob man das ver-
stehen kann!) 

Sie haben eben noch ausgeführt, dass die Maßnahmen – damals hieß es noch Gute-
KiTa-Gesetz – in das KiBiz eingeflossen seien und die Qualitätsmaßnahmen darin 
richtig angelegt würden. Jetzt sagen Sie, Sie hätten schon Verhandlungen geführt und 
seien beim KiTa-Qualitätsgesetz zu Ergebnissen gekommen, aber das habe über-
haupt nichts mit dem KiBiz zu tun. Bei diesen Pirouetten, die Sie an den Tag legen, 
und dem, was sie versuchen, wird einem extrem schwindelig. 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Das ist aber Unsinn!) 

In Wirklichkeit kaschieren Sie damit, dass von dieser KiBiz-Revision herzlich wenig zu 
erwarten ist, wenn Sie denn jemals das Licht der Öffentlichkeit erblicken sollte. 

Marcel Hafke (FDP): Ich möchte anknüpfen und kurz skizzieren, was passiert, wenn 
man über einen so langen Zeitraum untätig bleibt, obwohl man weiß, wie die Gefechts-
lage aussieht. 

Zum Beispiel ist es so, dass sich im Moment Träger im Bereich der – wenn ich das 
richtig gesehen habe – evangelischen Kirche auf den Weg machen, aus der normalen 
kirchlichen Trägerschaft auszusteigen. Weil sie es vom Herzen her weitermachen wol-
len, gründen sie Elterninitiativen in den einzelnen Einrichtungen und übernehmen die 
insgesamte Trägerschaft dafür. Das bedeutet also: Die Verantwortung wird auf die El-
tern ausgelagert. Man probiert, darüber die Kosten zu senken, um entsprechend klar-
zukommen. Die Träger sind kreativ und probieren, jeden Weg zu nutzen, aber es kann 
nicht im Sinne des Erfinders sein, dass man diesen Weg geht. 

Die zweite Sache ist – das wissen wir alle –, dass die Kommunen probieren, die Situ-
ation aus allen letzten Löchern heraus zu stemmen. Wir haben das bei den Trägeran-
teilen im Zuge der Reform während der letzten Legislaturperiode nur marginal hinbe-
kommen und wissen, dass das eine der großen Herausforderungen ist, um die Trä-
gerpluralität aufrechtzuhalten. 

Frau Ministerin, es wird nicht reichen, wieder einmal auf Berlin zu warten. Die Lage ist 
wirklich extrem angespannt und ernst. Auch die dynamische Anpassung hilft nicht. Ich 
höre von katholischer und evangelischer Seite beiderseits, dass sie darüber nachden-
ken, Kitas in großem Stile abzugeben. Wer wird es denn ausbaden müssen? Das wer-
den die Kommunen sein, die so oder so schon komplett in der Überschuldung sind. 
Das ist also nicht der Weg, den man gehen kann. Ich erwarte deswegen schon, dass 
Sie uns im Landtag vorstellen, wie man mit dieser Sache umgeht. 
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Einfach wegzuschauen, hat schon bei der Überbrückungsfinanzierung nach dem An-
griffskrieg auf die Ukraine nicht funktioniert. Das hat dazu geführt, dass die Träger 
ausgeblutet sind und die Einrichtungen teilweise geschlossen wurden. Das machen 
Sie jetzt in der zweiten Welle. Wir kommen gleich noch einmal darauf zu sprechen. Sie 
sehen ja die Ergebnisse, also die Schließungszahlen. Dass der Platzausbau zurück-
geht und es in Nordrhein-Westfalen weniger Plätze als in den letzten Jahren gibt, ist 
das Ergebnis Ihrer Politik. Das kann Sie nicht zufriedenstellen. 

Daher habe ich schon eine Erwartungshaltung, dass man nach einer so langen Zeit 
eine klare Ansage bekommt, wann wir mit einem Gesetzesentwurf rechnen können, 
der dann hoffentlich die Erwartungen erfüllt, nämlich die bestehenden Probleme zu 
lösen. Dass Sie mittlerweile nicht einmal mehr einen Zeitraum benennen können, ist 
bemerkenswert. Ehrlicherweise kann ich das ruhigen Gewissens nicht mehr kommen-
tieren, weil dieses gesamte System gerade vor die Wand gefahren wird. Dafür sind 
Sie verantwortlich. Ich wünsche mir, dass Sie jetzt aktiv werden und uns sagen, wohin 
die Reise geht. 

Eileen Woestmann (GRÜNE): Die Herausforderung besteht darin, dass sich der 
Rechtsanspruch auf die Betreuung in den Kitas an die Kommunen und nicht ans Land 
richtet. Das kann man kritisieren und blöd finden, aber das ist eine Bundesgesetzge-
bung, die auch für uns gilt. Dementsprechend sehe ich den Punkt sehr klar darin, dass 
wir eine Verantwortungsgemeinschaft bilden und die Kommunen, die Träger und das 
Land gemeinsam eine Lösung finden müssen. Wenn ein Teil aus dieser Verantwor-
tungsgemeinschaft aussteigt – in dem Fall sind es die Kirchen –, dann wird es für die 
anderen beiden extrem schwierig, das aufzufangen. Das gilt sowohl für die Kommunen 
als auch für das Land. 

(Lachen von Dr. Dennis Maelzer [SPD]) 

Dementsprechend muss unser Ziel sein, Lösungen zu finden, in denen die Träger an 
Bord bleiben. Die große Frage ist: Warum steigen jetzt einige kirchliche Träger aus, 
während viele Kitas weiterhin in kirchlicher Trägerschaft bleiben. 

Ich möchte den Punkt „Dynamisierung“ aufgreifen, weil Sie gerade gesagt haben, diese 
reiche nicht, und betonen, wie wertvoll die Dynamisierung anhand der tatsächlichen 
Kosten gerade in der aktuellen Zeit mit diesen extrem hohen Personalsteigerungen ist. 
In allen anderen Bereichen der sozialen Arbeit gibt es das nicht. Diese bekommen eine 
Dynamisierung von 3 % bzw. gar nichts, weil sie sich auf eine Ausschreibung bewer-
ben und einmal Geld bekommen. Damit ist es sehr schwierig, Personal zu halten. 
Dementsprechend möchte ich betonen, dass diese Dynamisierung, die anhand der 
tatsächlichen Kosten stattfindet und jedes Jahr neu berechnet wird, einen wirklichen 
Gewinn für die Landschaft bedeutet. Ja, es läuft nach, aber die ehrliche Antwort ist: Es 
läuft nach, und es gibt das Geld. Es gab in den letzten zwei Jahren jeweils fast 10 % 
mehr Geld, was definitiv nicht nichts ist. 

Ich finde die Frage, was jetzt eigentlich mit der neuen Bundesregierung passiert, zent-
ral im Zusammenhang mit der Frage, was mit dem Geld passiert, das wir vom Bund 
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bekommen. Im Sondierungspapier steht etwas davon, dass es wieder die Sprach-Kitas 
geben soll. Da muss man sich doch schon die Fragen stellen: Was bedeutet das für 
unsere Situation vor Ort? Rechnen wir die Sprach-Kitas heraus, weil wir davon ausge-
hen, dass die Bundesregierung sie umsetzen wird? Oder müssen wir davon ausgehen, 
dass es nur ein Sondierungspapier zu einem Zeitpunkt war, als man noch gehofft hat, 
dass man als Bundesregierung aus CDU und SPD einen Blankoscheck bekommt und 
damit finanzieren kann, was man will, damit alle ihre Wahlgeschenke mitnehmen? 

Das wird nicht funktionieren. Die Grünen haben mit dafür gesorgt, dass es eine Be-
grenzung dafür gibt, was mit den Schulden gemacht werden kann. 

(Zurufe von Dr. Dennis Maelzer [SPD] und Marcel Hafke [FDP]) 

Dementsprechend wird schon darauf geachtet werden müssen, was aus diesem Son-
dierungspapier am Ende gehalten werden kann und was am Ende über die Wupper 
geht. Das Gute ist: Darauf können Sie Einfluss nehmen, weil es Jochen Ott ist, der für 
Kinder, Jugend, Familie und Senioren mitverhandelt. Setzen Sie sich dafür ein, dass 
genau solche Projekte eben nicht über die Wupper gehen und das Gute-KiTa-Quali-
tätsgesetz für Nordrhein-Westfalen erhalten bleibt. Es ist nichts gewonnen, wenn das 
eine gestrichen wird und wir dafür die Sprach-Kitas bekommen. Man muss sich die 
Dimensionen klarmachen, über die wir sprechen. 

Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI): Beim KiQuTG ist die Laufzeit in der Tat auf 
zwei Jahre befristet. Das haben die Länder übrigens unabhängig von Parteizugehörig-
keit immer kritisiert, weil das bei den Rahmenbedingungen, die durch den Bund zur 
Qualitätsentwicklung aufgerufen werden, nicht zu einer Verlässlichkeit für die Länder 
führt, sondern es werden immer Kriterien aufgerufen. Dem Bund ist unbenommen, dies 
zu tun. Wir als Länder haben alle zurückgemeldet, aber Sie wissen ja, dass das KiTa-
Qualitätsgesetz, also die Maßnahmen, erst dann komplett verhandelt sind, wenn alle 
Vereinbarungen durch alle Länder geschlossen wurden. Dieser Zeitpunkt ist in der Tat 
noch nicht erreicht, aber die Rückmeldungen sind soweit erfolgt. 

Trotzdem bedeutet das, dass das derzeitige KiTa-Qualitätsgesetz mit Blick auf die 
Maßnahmen bis 2027 läuft. Danach ist nicht klar, wie es weitergeht. Bislang stehen im 
Sondierungspapier die Sprach-Kitas. Das ist ehrlich gesagt kein so schöner Titel wie 
Gute-KiTa-Gesetz und weit von einer Verlässlichkeit entfernt, was die gesetzliche Um-
setzung angeht. Davon habe ich bislang nichts vernommen. Die Sprach-Kitas hatten 
in Nordrhein-Westfalen – das haben wir als Land übernommen – einen Anteil von 
38 Millionen Euro. Das KiQuTG hat einen Anteil von 430 Millionen Euro. Das ist in der 
Tat ein Unterschied, über den wir reden. Ich habe schon die Erwartungshaltung, dass 
man sich dort weiter darauf verständigen kann. 

Wie gesagt, haben wir als Länder auch zuvor immer wieder kritisch angemerkt, dass 
eine Laufzeit von zwei Jahren nicht den durch das Gesetz erwünschten Effekt haben 
kann, weil es nicht gerade einfach ist, in dieser Laufzeit das umzusetzen, was mit dem 
Gesetz intendiert ist. Dementsprechend müssten eigentlich alle Beteiligten ein gemein-
sames Interesse daran haben, dass es zu einer dauerhaften und damit verlässlichen 
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sowie planbaren Finanzierung kommt. Dann könnte man nämlich gemeinsam die 
Ziele, die mit dem KiQuTG aufgerufen sind, noch besser weiterentwickeln. 

Was die finanziellen Mittel angeht: Ja, natürlich steht die Kita-Landschaft vor finanziell 
großen Herausforderungen. Deswegen haben wir als Land versucht, mit den zusätzli-
chen Mitteln, die wir freiwillig in das System gegeben haben, darauf zu reagieren. Ich 
will aber auch sagen: Im Haushalt wurde etatisiert, dass vom Haushalt 2024 auf den 
Haushalt 2025 der Bereich der frühkindlichen Bildung um 500 Millionen Euro aufge-
wachsen ist. Das ist ja nicht nichts. In diesem Ausschuss habe ich schon oft gesagt, 
dass es kein schlechteres Geld ist, nur weil nicht Rettungsschirm darüber steht. 

Es ist gut, dass mit der neuen Dynamisierungssystematik die Realkostensteigerung 
strukturell abgedeckt wird. Früher war es eine offensichtlich eingepreiste Dynamik, 
dass bei 1,5 % oder 3 % Dynamisierung immer wieder größere Rettungspakete ge-
schnürt werden mussten. Mit der Dynamisierungsformel, die die Realkostensteigerung 
abdeckt, ist es nun möglich, dass es ein strukturell angelegter Finanzierungsbaustein 
ist und eben nicht einberechnet wird, dass man immer wieder Geld nachsteuern muss. 

An den Stellen, an denen es zu nicht planbaren Kostensteigerungen gekommen ist, 
weil in der Vergangenheit niemand mit einer Pandemie rechnen konnte und niemand 
einpreisen kann, wie die Auswirkungen eines Angriffskrieges beispielsweise auf die 
Energieversorgung und nachlaufend die Auswirkungen von Inflation und Kostenstei-
gerung auf die Tarifergebnisse sind, haben wir als Land trotzdem im Rahmen dessen 
nachjustiert, was unter den haushalterischen Gegebenheiten möglich ist, weil es uns 
wichtig, die Einrichtungen und Träger zu unterstützen. 

Damit negiert niemand die herausfordernden Situationen in der Kita-Landschaft. Dort 
versuchen wir, mit diesen einzelnen Maßnahmen Stück für Stück weiter Stabilität und 
Verlässlichkeit ins System zu bringen, denn darum muss es bei der KiBiz-Reform in 
der Tat gehen. Man kann sich sicherlich sehr vieles wünschen. Es werden aktuell sehr 
viele gute Studien und Bücher darüber geschrieben, was alles noch notwendig ist, aber 
man muss sich auch einmal mit den Realitäten und Gegebenheiten auseinanderset-
zen. Das bedeutet: Das vornehmliche Ziel muss sein, mehr Stabilität und Verlässlich-
keit in das System zu bringen. 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Ich will noch einmal daran erinnern, dass wir, wenn die 
Landesregierung zum 01.08.2027 ein neues Gesetz plant, … 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: 2026!) 

– Entschuldigung, 2026. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Hoffentlich!) 

… wie gesagt auch in diesem Jahr noch sehr viele Beratungsstunden haben werden. 
Die laufen nicht unter „Berichte“, sondern unter ordentlichen Tagespunkten, in denen 
das neue Gesetz beraten wird. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): So unordentlich ist eine Berichtsbitte nicht. 
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(Heiterkeit von Frank Müller [SPD]) 

Ich möchte noch einmal auf zwei Punkte eingehen. Zum einen: Wissen Sie, warum 
über der Dynamisierung nicht „Rettungsschirm“ steht? Weil es kein Rettungsschirm 
ist. Es ist die gesetzliche … 

(Unruhe von der CDU und den GRÜNEN – Eileen Woestmann [GRÜNE]: 
Einfach einmal zuhören!) 

– Das fällt Frau Woestmann heute übrigens extrem schwer. 

Die Träger brauchen einen Rettungsschirm, weil sie die Kostenentwicklung, die sie in 
den vergangenen Jahren vorfinanzieren mussten, vor extreme Probleme stellt. Was 
sie vorfinanzieren mussten, wird durch eine Dynamisierung nicht ausgeglichen, weil 
diese ja immer nur für die Zukunft gilt. So hat eine Krise die nächste entsprechend 
überragt und die Kosten der Trägerseite anwachsen lassen. Das hat dazu geführt, 
dass die Träger oftmals überhaupt keine Rückstellungen mehr verfügen können und 
sogar die Rückstellungen für die Investitionskosten wegen Ihres Erlasses für die lau-
fenden Betriebskosten aufgebracht werden mussten. Deswegen war das kein Ret-
tungsschirm, sondern die Dynamisierung geht immer nur … 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Das hat ja auch niemand gesagt! 
Ich habe gerade gesagt, dass es das nicht ist!) 

– Sie haben gesagt, es sei kein schlechteres Geld, nur weil darüber nicht Rettungs-
schirm stehe. 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Ja, das wiederum stimmt! – Ei-
leen Woestmann [GRÜNE]: Das ist etwas anderes!) 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Leute, lasst doch … 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Es löst aber 

(Frank Müller [SPD]: Das löst kein Problem!) 

nicht die Probleme, die ich eben beschrieben habe und die Sie durch langatmige Wort-
beiträge mit Macht wegzudiskutieren versuchen. 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Das können Sie mir doch selbst 
überlassen, oder?) 

Das wird Ihnen aber nicht gelingen. Was Ihnen aber vielleicht gelingt, ist, doch auf die 
Frage zu antworten. Sie haben eben gesagt, Sie hätten die Rückmeldung zum KiTa-
Qualitätsgesetz gegeben. Dann sagen Sie doch einmal, welche Rückmeldung Sie ge-
geben haben. 

(Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Das ist Ihnen alles zu langatmig!) 

Vorsitzender Wolfgang Jörg: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
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(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Das ist unglaublich! – Heiterkeit von Frank 
Müller [SPD] – Ministerin Josefine Paul [MKJFGFI]: Das ist Ihnen ja 
alles zu langatmig!) 
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18 Bericht der Landesregierung zu den Antragszahlen der Jugendämter für 

das Kindergartenjahr 2025/26 (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3734  

Zum wiederholten Mal in dieser Ausschusssitzung sei das unzureichende Steuerungs-
wissen dieser Landesregierung zum Ausdruck gekommen, so auch bei diesem Thema, 
kritisiert Dr. Dennis Maelzer (SPD). Gleichwohl keine vorliegende Studie von einer 
Bedarfsdeckung ausgehe und nach allen vorliegenden Informationen zehntausende 
Kita-Plätze vor allem im U3- und im geringeren Maße auch im Ü3-Bereich fehlten, 
treffe Ministerin Paul keine Aussage zum Ist-Zustand. Bereits im vergangenen Jahr 
habe er ihr vorgeworfen, angesichts des stagnierenden Zuwachses an Kita-Plätzen 
einen Negativrekord aufgestellt zu haben. Nun zeichne sie sogar für eine sinkende 
Anzahl an Plätzen verantwortlich. Dieses Kunststück habe seit Bestehen des U3-
Rechtsanspruchs keine bzw. keiner ihrer Amtsvorgängerinnen bzw. -vorgänger voll-
bracht. Die Arbeit des MKJFGFI unter schwarz-grüner Regierungsverantwortung 
spotte somit jeder Beschreibung. 

Mit dem demografischen Wandel im Hinblick auf einen zukünftig sinkenden Bedarf an 
Plätzen zu argumentieren, halte er für nicht schlüssig, denn dieser allein führe wissen-
schaftlichen Erkenntnissen zufolge keineswegs zu einer Bedarfsdeckung. Eine we-
sentliche Ursache für die gegenwärtige Situation in der Kita-Landschaft liege nämlich 
in der mangelnden Unterstützung der Träger, neue Kitas einzurichten und zusätzliche 
Fachkräfte zu generieren. Als Konsequenz aus der Politik der Regierungskoalition 
werde frühkindliche Bildung in Nordrhein-Westfalen vor allem von den konkreten Be-
dingungen in den Kommunen abhängig sein und es Eltern zunehmend erschwert, ei-
nen geeigneten Kita-Platz für ihr Kind zu finden. 

Er finde es erschreckend, dass die regierungstragenden Fraktionen und Ministerin Paul 
die zum ersten Mal seit Bestehen des Rechtsanspruchs sinkende Anzahl von Kita-
Plätzen gerade im U3-Bereich zahlen achselzuckend hinnähmen, statt Gegenmaß-
nahmen zu ergreifen und den Ausschuss darüber in Kenntnis zu setzen, so Marcel 
Hafke (FDP). Schließlich gehe es um Bildungschancen. Insbesondere angesichts des 
Fachkräftemangels, der Kinderarmut – der Anteil dieser Kinder liege bei einem Drittel – 
und des Rückfalls von Frauen in traditionelle Rollenbilder gewinne die Lage an Dra-
matik.  

Die Landesregierung verweise immer wieder auf mangelnde finanzielle Mittel, doch 
gerade der Aufwuchs an Plätzen für unter 3-Jährige lasse sich ohne hohe Investitions-
kosten bewerkstelligen. Dazu müssten ein attraktives Berufsumfeld für Tagespflege-
personen geschaffen und Menschen für die Ausübung dieses Berufes begeistert wer-
den, was die Landesregierung bislang nicht zustande gebracht habe. 
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Den Rückgang der Geburtenzahlen als Argument zugunsten des stagnierenden Platz-
ausbaus anzuführen, sei eine schwache Ausrede und wäre allenfalls bei einer 100%i-
gen Betreuungsquote statthaft. Realiter liege diese allerdings im Durchschnitt nur zwi-
schen einem Drittel und der Hälfte der kommunal tatsächlich zur Verfügung zu stellen-
den Plätze im U3-Bereich. 

Er bitte die Ministerin, zu beantworten, warum sie im Schulterschluss mit den Trägern, 
Kommunen und Verbänden keine Anstrengungen zum Ausbau unternehme, obwohl 
die Landesregierung im vergangenen Jahr nachträglich Mittel dafür aufgewendet 
habe. Im Unklaren lasse die Landesregierung die Opposition auch darüber, ob eine 
KiBiz-Revision – diese könne natürlich nicht die alleinige Lösung sein – tatsächlich 
noch durchgeführt werde. In Anbetracht der beunruhigenden Situation hoffe er darauf, 
dass die Bürgerinnen und Bürger die amtierende Landesregierung bei der nächsten 
Landtagswahl abwählten. 

Sie verwehre sich gegen die Vorwürfe der Fraktionen von CDU und FDP, nimmt Mi-
nisterin Josefine Paul (MKJFGFI) Stellung. Der seit Jahrzehnten nicht in vollem Um-
fang erfüllte Betreuungsanspruch in Nordrhein-Westfalen lasse ebenso wie die in die-
sem Jahr von den Jugendämtern gemeldeten stagnierenden Anmeldezahlen selbst-
verständlich niemanden kalt. Allerdings lasse sich anhand dieser Daten gleichzeitig 
auch ein – das sei eine gute Nachricht – Personalzuwachs in den Kitas erkennen. 

Bezüglich der Investitionskosten gehe es im Zusammenhang mit der Refinanzierung 
nicht nur um den Neubau von Kitas und die Schaffung zusätzlicher Plätze, sondern 
unter anderem auch um die Sanierung von Bestandsgebäuden und den Austausch 
von Ausstattungskomponenten, also um den gleichermaßen bedeutsamen Erhalt von 
Plätzen. 

Sie als Ministerin und auch die Landesregierung hielten mit Blick auf weitere zu ergrei-
fende Maßnahmen an einer KiBiz-Revision zum Kita-Jahr 2026/27 fest, um sukzessive 
für mehr Stabilität und Verlässlichkeit im System zu sorgen. 

Die vorliegenden Zahlen aus dem Bereich der Kindertagespflege böten Anlass zur 
Sorge, hält Frank Müller (SPD) fest. Ohnehin stelle sich die heutige Angebotssituation 
so dar, dass Eltern einen Kita-Platz nicht frei wählen könnten, am Ende möglicher-
weise leer ausgingen und ihren Rechtsanspruch unter Umständen juristisch geltend 
machen müssten. Angesichts der heutigen Debatte beunruhige ihn die Frage, wie die 
Politik selbst bei einer Verbesserung der Rahmenbedingungen zukünftig mit diesem 
Thema umgehen werde. 

Im Schulausschuss habe zumindest Ministerin Dorothee Feller für eine Streichung des 
Begriffs „Demografiereserve“ – damit werde eine direkte Korrelation zwischen sinken-
den Geburtenzahlen und der Angebotssituation hergestellt – aus dem politischen 
Wortschatz plädiert. Viel intensiver beschäftigen müsse sich die Politik in diesem Zu-
sammenhang mit einer Verbesserung des Betreuungssystems beispielswiese im Hin-
blick auf die Fachkraft-Kind-Relation oder die Gruppengrößen. 
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Die Situation innerhalb der Kindertagespflege – dort sei der Platzrückgang am höchs-
ten und der Flickenteppich noch löchriger als im Kita-Bereich – müsse als Frühwarnsig-
nal verstanden werden, zumal Eltern solchen Einrichtungen aufgrund ihrer familienähn-
lichen Beschaffenheit eigentlich aufgeschlossen gegenüberstünden, aber in der Reali-
tät mit Problemen konfrontiert würden. Den in diesem System eine wichtige Rolle 
spielenden und ein unternehmerisches Risiko tragenden Kindertagespflegepersonen 
werde nun angesichts unbesetzt bleibender Betreuungsplätze signalisiert, dass ihr Ge-
schäftsmodell nicht funktioniere, obwohl sie zur Erfüllung des Rechtsanspruchs beitrü-
gen. Diese befänden sich fast schon im Bereich der Scheinselbstständigkeit, da sie 
als Teil der Versorgungskette innerhalb der frühkindlichen Bildung richtigerweise keine 
eigenständigen Entscheidungen etwa im Hinblick auf Beiträge treffen könnten. 

Infolge weder von den Kommunen noch vom Land beantworteter existenzieller Fragen 
gäben viele Kindertagespflegende ihre Tätigkeit auf. Es bedürfe dringend einer Neu-
ordnung. Aus diesem Grund bestehe seitens diese Profession ausübenden Menschen 
die Erwartung einer Klärung dieser Fragen im Rahmen einer umfassenden KiBiz-Re-
vision. Auf diesen Abschwung seitens der Landesregierung nicht einzugehen, emp-
finde er als respektlos gegenüber den – so drückten sich die regierungstragenden 
Fraktionen aus – wertvolle Arbeit leistenden Kindertagespflegepersonen. Darin er-
kenne er ein grundsätzliches Problem. 

In der Tat sei im Umgang mit Begrifflichkeiten wie Demografiereserve oder demogra-
fische Dividende Vorsicht geboten, stimmt Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) ih-
rem Vorredner zu. Nichtsdestotrotz bitte Sie um eine sachliche Einordnung der im Be-
richt der Landesregierung enthaltenen Zahlen der Jugendämter zu Anmeldungen, An-
trägen und rückläufigen Geburtenentwicklungen in den einzelnen Jugendamtsbezir-
ken. In vereinzelten Bundesländern setzte sich die Politik mit der Frage auseinander, 
inwieweit sich durch einen hohen Geburtenrückgang tatsächlich Möglichkeiten ergä-
ben, für den Kita-Bereich vorgesehene Mittel zukünftig anderweitig zu verwenden. In 
Nordrhein-Westfalen könne von einem Schließen der Versorgungslücke zwar keine 
Rede sein, aber dennoch müsse konstatiert werden, dass diese an bestimmten Stellen 
sicherlich nicht zufriedenstellenden Anmeldezahlen nicht den Platzzahlen entsprächen. 

Um den Rechtsanspruch erfüllen zu können, dürfe das Land in seinen Anstrengungen 
nicht nachlassen. Die von der Landesregierung in Auftrag gegebene und dem Aus-
schuss übermittelte Studie der TU Dortmund zur Entwicklung der Kinder- und Jugend-
hilfe insgesamt habe aufgezeigt, dass sich mehr Menschen als jemals zuvor im Sys-
tem befänden. Gleichwohl müsse die Quote derjenigen, die das System wieder verlie-
ßen, genauer in den Blick genommen werden. Auch dazu liefere die Studie wertvolle 
Erkenntnisse. 

In der Amtszeit von Ministerin Paul hätten die – es handele sich dabei um objektive 
Tatbestände – Krankenstände und Kita-Schließungen ein Rekordhoch erreicht, wäh-
rend die Anzahl der Plätze in den Kitas und Kindertagespflegen sinke und sich die 
Träger in massiven finanziellen Schwierigkeiten befänden, hält Dr. Dennis Maelzer 
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(SPD) den Ausführungen seiner Vorrednerin entgegen. Unter keiner anderen Ministerin 
habe es seines Wissens jemals ein solche Situation gegeben.  

Die Forderung der Opposition nach einer Antwort auf die Frage, wie die Landesregie-
rung die Situation zu ändern gedenke, sei zum einen legitim und zum anderen eine 
Erinnerung an die durch die schwarz-grüne Koalition zu erfüllende Aufgabe. Diese 
Antwort verweigere sie aber, genau wie sie schon eine Antwort im Zusammenhang mit 
dem Kita-Qualitätsgesetz und der KiBiz-Revision schuldig geblieben sei. Stattdessen 
von Stabilität und Verlässlichkeit im System zu sprechen, zeuge von Chuzpe. Er frage 
Ministerin Paul abschließend, ob es aus ihrer Sicht eine Chance gegeben hätte, die im 
Bericht der Landesregierung geschilderte Entwicklung zu verhindern. 

Im Übrigen verwehre er sich gegen den von Eileen Woestmann zugerufenen – dabei 
handele es sich um eine billige Masche – Vorwurf der Frauenfeindlichkeit. Davon 
könne keine Rede sein. Er habe lediglich Kritik an einer Ministerin der Grünen-Fraktion 
geübt. 

Ihre Antwort werde Dr. Dennis Maelzer nicht zufriedenstellen, wie sich an der Gestaltung 
seines Wortbeitrags ablesen lasse, konstatiert Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI). 
Die Landesregierung habe unter sehr schwierigen Rahmenbedingungen unterschied-
liche Maßnahmen veranlasst, wenngleich sich die nordrhein-westfälische Kita-Land-
schaft Stand heute noch nicht in einem optimalen Zustand befinde. Eine solche Aus-
sage habe die Landesregierung auch nie getätigt. Das Ziel aller Bemühungen müsse 
es vielmehr sein – sie wiederhole ihre Aussage –, Schritt für Schritt mehr Stabilität und 
Verlässlichkeit im System zu etablieren. 
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20 Verschiedenes 

– keine Wortbeiträge 

gez. Wolfgang Jörg 
Vorsitzender 

4 Anlagen 
08.05.2025/08.05.2025 
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Schriftlicher Berichtswunsch AFKJ-Sitzung 20.03.2025: Zukunft der 

Kindertagespflege in NRW – Bedeutung für die U3-Betreuung, Platzmangel und 

Förderstrukturen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

Die Kindertagespflege ist ein unverzichtbarer Bestandteil der frühkindlichen 

Betreuung und Bildung in Nordrhein-Westfalen. Insbesondere in der U3-Betreuung 
spielt sie eine entscheidende Rolle, da sie eine flexible und familiennahe Alternative 

zu den klassischen Kindertageseinrichtungen darstellt. Gerade für Kinder unter drei 

Jahren bieten Tagespflegepersonen oft kleine, überschaubare Gruppen und 

individuelle Betreuungsmöglichkeiten, die Eltern und Kinder gleichermaßen schätzen. 

Trotz der steigenden Nachfrage nach Betreuungsplätzen gibt es in NRW jedoch 

vermehrt Berichte darüber, dass Plätze in der Kindertagespflege ungenutzt bleiben. 

Dies geschieht paradoxerweise in einer Situation, in der Eltern vielerorts über 
Platzmangel klagen und dringend nach Betreuungsmöglichkeiten suchen. Hier stellt 

sich die Frage, welche strukturellen Hindernisse dazu führen, dass Angebot und 

Nachfrage nicht in Einklang gebracht werden können.1

Ein wesentlicher Faktor könnte die fehlende Anpassung kommunaler Strukturen an 

die aktuellen Rahmenbedingungen des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) sein. In vielen 

Kommunen existieren entweder keine aktuellen Satzungen zur Kindertagespflege 

oder sie sind nicht an die geltenden gesetzlichen Vorgaben angepasst. Dadurch fehlt 

1 Rheinische Post: Tagesmutter aus Kerken gibt auf 

31.01.2025, abgerufen unter: https://rp-online.de/nrw/staedte/geldern/tagesmutter-aus-

kerken-gibt-auf-ich-schaffe-es-nervlich-nicht-mehr-v2_aid-123127469 (letzter Zugriff: 

03.02.2025). 
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Express: „Geht um blanke Existenz" 

es an klaren und einheitlichen Regelungen, die sowohl für Tagespflegepersonen als 

auch für Eltern Verlässlichkeit schaffen.2

Hinzu kommt, dass in zahlreichen Kommunen die Förder- und Vergütungssätze für die 

Kindertagespflege nicht mit der allgemeinen Kostenentwicklung Schritt halten. 
Während Kitas durch jährliche Anpassungen der Finanzierung entlastet werden, 

bleiben Tagespflegepersonen häufig hinter den realen Kostensteigerungen zurück. 

Dies könnte dazu führen, dass immer weniger Menschen bereit sind, als 
Tagespflegeperson zu arbeiten, oder bestehende Tagespflegepersonen ihre Tätigkeit 

aufgeben  was die ohnehin angespannte Betreuungssituation weiter verschärfen 

würde.3

Angesichts dieser Entwicklungen ist es dringend erforderlich, die strukturellen 
Rahmenbedingungen der Kindertagespflege zu überprüfen und Lösungen zu 

erarbeiten, um das bestehende Platzangebot bestmöglich auszuschöpfen und die 

Zukunft der Kindertagespflege langfristig zu sichern. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich darum, dass die Landesregierung den Ausschuss 

umfassend in ihrem Bericht über folgende Punkte informiert: 

� Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung über die aktuelle 

Versorgungslage in der Kindertagespflege, insbesondere im Hinblick auf 

ungenutzte Plätze trotz steigenden Bedarfs? 

� Welche Maßnahmen werden ergriffen, um die Ursachen für die Diskrepanz 
zwischen Angebot und Nachfrage zu analysieren und entsprechende 

Lösungen zu entwickeln? 

� In welchem Umfang haben Kommunen ihre Satzungen zur Kindertagespflege 

bereits an die aktuellen Regelungen des KiBiz angepasst? Gibt es Pläne, die 

Kommunen hierbei stärker zu unterstützen oder anzuhalten? 

� Wie bewertet die Landesregierung die aktuelle Finanzierungssituation in der 
Kindertagespflege? Gibt es Überlegungen, hierzu neue Regelungen im Zuge 

der Novellierung des KiBiz zu treffen? 

� Welche langfristigen Strategien verfolgt die Landesregierung, um die 

Attraktivität der Kindertagespflege als Betreuungsform zu sichern und 

weiterzuentwickeln? 

Mit freundlichen Grüßen 

2 - Kölner Tagesmutter schlägt Alarm: Riesenproblem in 

der Kinderbetreuung, 23.08.2024, abgerufen unter: https://www.express.de/koeln/koelner-

tagesmutter-schlaegt-alarm-geht-um-blanke-existenz-849445 (letzter Zugriff: 03.02.2025).  

3 WAZ: Warum trotz Kita-Krise viele Tagesmütter-Plätze frei bleiben, 13.09.2024, abgerufen 

unter: https://www.waz.de/rhein-und-ruhr/article407216465/tagesmuettern-fehlen-die-

kinder-ein-kampf-ums-ueberleben.html (letzter Zugriff: 03.02.2025). 
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Marcel Hafke MdL  Platz des Landtags 1  40221 Düsseldorf 
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Wolfgang Jörg MdL 
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Montag, 03.02.2025 

Schriftlicher Berichtswunsch AFKJ-Sitzung 20.03.2025: Auswirkungen der Kita-

Finanzierungserhöhung auf Elternbeiträge und Träger 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

die Finanzierung der Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen wird zum 1. 

August 2025 um 9,5 Prozent erhöht. Dies ist grundsätzlich eine positive Entwicklung, 

die auf die Novellierung des KiBiz im Jahr 2020 und die Dynamisierung der 
Kindpauschalen zurückzuführen ist, da sie dazu beiträgt, steigende Betriebskosten der 

Einrichtungen aufzufangen und die Qualität der frühkindlichen Bildung und Betreuung 

zu sichern. 

Jedoch zeigt sich zunehmend, dass damit einhergeht, dass Eltern durch erhöhte 

Beiträge stärker in die Pflicht genommen werden. Der Landeselternbeirat NRW 

kritisiert, dass zahlreiche Städte und Gemeinden eine automatische Kopplung der 

Elternbeiträge an die Höhe der Kita-Finanzierung des Landes in ihren Satzungen 
verankert haben. Das bedeutet, dass mit jeder Anpassung der Kita-Finanzierung auch 

die Beiträge für Eltern automatisch steigen. Dies geschieht mittlerweile in vielen 

Kommunen, unter anderem im Kreis Kleve und der Stadt Erkelenz, und führt dazu, 
dass Eltern bereits im zweiten Jahr in Folge mit Erhöhungen von knapp zehn Prozent 

konfrontiert sind.1

Diese Dynamik führt nicht nur zu einer steigenden finanziellen Belastung von Familien, 

sondern wirft auch grundsätzliche Fragen zur sozialpolitischen Steuerung der 
Elternbeiträge auf. Während einige Kommunen eine feste Kopplung vorsehen, 

orientieren sich andere Kommunen zumindest informell an den Vorgaben des Landes, 

was ebenfalls zu Beitragserhöhungen führt. Eine landesweite Übersicht über die 

Beitragserhebungen in den 186 Jugendamtsbezirken scheint es jedoch nicht zu geben. 

1 Aachener Zeitung Stadt (Hauptausgabe): Eltern drohen höhere Kita-Beiträge, 01.02.2025, 

abgerufen unter: 

https://intranet.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/PPRLT12523.p

df (letzter Zugriff: 03.02.2025). 
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Die aktuelle Regelung, der jährlich Anpassung an reale Kostensteigerungen, sollte 
eigentlich für mehr Planungssicherheit sorgen. Doch durch Inflation und 

Tarifsteigerungen führt dies nun zu wiederkehrenden erheblichen finanziellen 

Belastungen für Eltern, ohne dass ein klarer gesetzlicher Mechanismus existiert, der 
eine den Umgang dieser Erhöhungen mit Blick auf die zu leistenden Beiträge vorsieht. 

Der Landeselternbeirat fordert daher, dass die geplante Novelle des 

Kinderbildungsgesetzes sicherstellt, dass Eltern nicht in eine endlose Dynamisierung 

der Beiträge geraten.2

Darüber hinaus sind auch die Träger von Betreuungseinrichtungen betroffen. Sofern 

Kommunen nicht freiwillig die Mehrkosten übernehmen, müssen die Einrichtungen 

selbst höhere Mittel aufbringen, um den Trägeranteil zu decken. Dies kann dazu 
führen, dass sich der finanzielle Druck auf Kitas weiter erhöht und unter Umständen 

sogar die Qualität der Betreuung beeinträchtigt wird. 

Angesichts dieser Entwicklungen ist es dringend erforderlich, die Auswirkungen dieser 
Finanzierungsmechanismen zu beleuchten und zu klären, ob und inwiefern das Land 

steuernd eingreifen kann oder will. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich darum, dass die Landesregierung den Ausschuss 

umfassend in ihrem Bericht über folgende Punkte informiert: 

� Liegen der Landesregierung aktuelle Erkenntnisse darüber vor, in welchem 
Umfang Kommunen die Elternbeiträge an die gestiegene Kita-Finanzierung 

koppeln? 

� Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um sicherzustellen, dass 

die steigenden Finanzierungskosten nicht zu einer unverhältnismäßigen 

Belastung der Eltern führen? 

� Wird die geplante Novelle des Kinderbildungsgesetzes Regelungen enthalten, 
sich auch der Thematik der Dynamisierung der Elternbeiträge widmet? 

� Wie bewertet die Landesregierung die Belastung von 

Betreuungseinrichtungen und Trägern durch die steigenden Kosten, 

insbesondere in Fällen, in denen Kommunen ihren Trägeranteil nicht 
entsprechend erhöhen? 

� Inwiefern werden in diesem Kontext, die im Koalitionsvertrag vereinbarte, 

dritte beitragsfreie Kita-Jahr diskutiert? 

Mit freundlichen Grüßen 

Marcel Hafke 

2 Bonner General-Anzeiger: Eltern drohen ab dem Sommer höhere Kita-Beiträge, 29.01.2025, 

abgerufen unter: https://ga.de/news/politik/deutschland/eltern-drohen-ab-dem-sommer-

hoehere-kita-beitraege_aid-123590779 (letzter Zugriff: 03.02.2025). 
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1. Vor verschlossenen Türen — Entwicklung der Kita-Schließungen seit 
2022 

Für die Vielen, 
nicht die Wenigen. 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An den 

Vorsitzenden des 

Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend 

Herrn Wolfgang Jörg MdL 

- per E-Mail - 

  

 

10.03.2025 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  

im Namen der SPD-Fraktion im Landtag NRW beantrage ich folgende 

Berichtspunkte für die kommende Sitzung des Ausschusses für Kinder, Jugend 

und Familie am 20. März 2025. 

Die Erkältungs- und allgemeine Krankheitswelle haben nun wieder die  

Familien, die Einrichtungen und die Kinder erreicht. Aber auch außerhalb der 

klassischen Erkältungswellen waren die Schließungen und Teilschließungen 

von Einrichtungen in den letzten Monaten hoch.  Wir bitten die 

Landesregierung um einen schriftlichen Bericht.  

Wir bitten die Landesregierung um die Darstellung der Kita-Schließungen auch 

der Teilschließungen seit Januar 2022 und der aktuellen Situation im laufenden 

Kalenderjahr.  

Wir bitten hier um eine Aufschlüsselung der Schließungen nach Voll- und 

Teilschließungen, Zugehörigkeit zum Landesjugendamt und Kommune und 

Länge der jeweiligen Schließung.  

Wir bitten die Meldungen nach § 47 SGB VIII mindestens bis einschließlich 

März 2025 nach Landesjugendämtern aufzuschlüsseln. 

DENNIS MAELZER  

Familienpolitischer Sprecher 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2158 

F 0211.884-3185 

EMail dennis.maelzer@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 
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3. Fahrplan KiBiz-Novelle 

,j_ 

Für die Vielen, 
nicht die Wenigen. Seite 2 

Wir bitten die Landesregierung um die Darstellung von Lösungen und 

Angeboten an Eltern und Kinder, um fehlende Bildung und Betreuung zu 

kompensieren. 

Welche Auswirkungen hat der Personalmangel auf das kommende Kita-Jahr 

und die Vergabe von Kita-Plätzen an Kinder in NRW? 

 Wie kann das pädagogische Personal entlastet werden? 

Was plant die Landesregierung zur Förderung der Gesundheit von 

Beschäftigten in der frühkindlichen Bildung? 

Am 8. Januar hat der WDR eine Studie zur Belastung von Jugendämtern in 

NRW veröffentlicht. Diese wurde von der Presse deutlich rezipiert und auch 

weiter in der Zivilgesellschaft aufgenommen. Auch parlamentarisch ist dazu 

diskutiert worden. Allerdings wurde eine Frage bisher mehrheitlich ausgespart. 

Dabei ist die tatsächliche personelle Versorgung vor Ort wesentlich für die 

Bestandsaufnahme. Deshalb bitten wir die Landesregierung um einen 

detaillierten Bericht über die Stellenbesetzung in den Jugendämtern vor Ort, 

aufgeschlüsselt nach Position, Bereichen, Vakanzen in den Bereichen. Wir 

bitten darum dies einmal mit und einmal ohne Erfüllung der Besetzung nach 

Landeskinderschutzgesetz aufzuführen,   

In der Ausschusssitzung vom 09.02.2023 hat das Ministerium für Kinder, 

Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration einen Fahrplan für die 

KiBiz-Novelle vorgestellt. Nach diesem Fahrplan sollte bis zum zweiten Quartal 

im Jahr 2024 ein neuer Referentenentwurf für das KiBiz vorgelegt werden. Aus 

der Verbändeanhörung des Referentenentwurfs sollte ein Gesetzentwurf 

entstehen und dem Parlament zugeleitet werden.  Jetzt haben wir bereits fast 

das vierte Quartal und bisher nichts von dieser Novelle gehört.  

Mittlerweile haben wir bereits das erste Quartal 2025 fast hinter uns gelassen 

und noch immer nichts gehört.  
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Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung in einem schriftlichen 

Bericht darzulegen, wie der aktuelle Fahrplan der KiBiz-Novelle aussieht. Dabei 

sollen auch die geplanten Termine für die einzelnen Schritte in einem 

Gesetzgebungsverfahren in NRW aufgeführt werden, sowie die Bereiche, die 

verändert werden sollen.  

Wir bitten die Landesregierung um schriftliche und mündliche Berichte.  

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Dennis Maelzer  
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Marcel Hafke MdL  Platz des Landtags 1  40221 Düsseldorf 

An 

Wolfgang Jörg MdL 

Vorsitzender des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend 

- im Hause - 

- per E-Mail - 

Mittwoch, 12.03.2025 

Mündlicher Berichtswunsch AFKJ-Sitzung 20.03.2025: Bericht über die finanziellen 

Herausforderungen kirchlicher Kita-Träger und den Stand der Novellierung des 

Kinderbildungsgesetzes in Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

im Namen der Fraktion der FDP-Landtagsfraktion NRW beantrage ich für die Sitzung 

des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend am 20. März 2025 den folgenden 

Tagesordnungspunkt: 

Mündlicher Bericht über die finanziellen Herausforderungen kirchlicher Kita-Träger 

und den Stand der Novellierung des Kinderbildungsgesetzes in Nordrhein-Westfalen 

Die Finanzierung von Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen steht vor 

erheblichen Herausforderungen. Insbesondere kirchliche Träger, die rund 39 Prozent 
aller Kitas in NRW betreiben, schlagen Alarm: Viele von ihnen können die steigenden 

Kosten nicht mehr tragen und stehen vor der Schließung von Einrichtungen. Bereits 

zum Kita-Jahr 2022/2023 konnten etwa 38 Prozent der kirchlichen Träger die 
Personalkosten nicht mehr vollständig durch die KiBiz-Pauschalen decken, so 
beschreibt es das PROGNOS-Gutachten zum Kinderbildungsgesetz (KiBiz).1 Die Lage 

hat sich seither weiter verschärft, da Tarifsteigerungen bei den Gehältern nicht 

zeitnah und umfassend ausgeglichen wurden. 

Neben den steigenden Personalkosten stellt auch der hohe Eigenanteil eine enorme 

Belastung für die Träger dar. Kirchliche Einrichtungen müssen 10,3 Prozent der Kita-

Kosten selbst aufbringen  ein Wert, der in der Praxis immer seltener gedeckt werden 
kann. Dies führt dazu, dass die Kommunen zunehmend einspringen müssen, um das 

1 Prognos AG Berlin: Evaluation des Kinderbildungsgesetzes NRW  Endbericht, 13.03.2024, 

abgerufen unter: https://www.prognos.com/sites/default/files/2024-03/20240119_KiBiz-

Evaluation_Endbericht.pdf (letzter Zugriff: 12.03.2025). 
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Betreuungsangebot aufrechtzuerhalten. Viele Städte und Gemeinden stehen jedoch 

selbst vor finanziellen Engpässen, sodass diese Übernahme oft nur eine temporäre 
Lösung darstellt. Ein aktuelles Beispiel für die dramatische Lage ist der Kirchenkreis 

Siegen-Wittgenstein, der aufgrund der finanziellen Belastungen elf von insgesamt 56 
Kindergärten abstoßen musste. Ähnliche Szenarien zeichnen sich in weiteren 

Regionen NRWs ab.2

Hinzu kommt, dass die KiBiz-Finanzierungssystematik strukturelle Schwächen 

aufweist: Während Kostensteigerungen, insbesondere durch Tarifabschlüsse, immer 
erst zum neuen Kindergartenjahr berücksichtigt werden, gibt es keine rückwirkenden 

Ausgleiche für gestiegene Ausgaben innerhalb eines laufenden Jahres. Diese 
Finanzierungslücke führt dazu, dass Träger über Monate hinweg Defizite ausgleichen 

müssen, für die es oftmals keine Lösung gibt. 

Die Landesregierung hat angekündigt, eine umfassende Novellierung des 

Kinderbildungsgesetzes vorzunehmen, um ein zukunftsfähiges Finanzierungssystem 
zu schaffen. Dabei wurde in Aussicht gestellt, dass die Reform zum Kita-Jahr 

2026/2027 in Kraft treten soll. Eine inhaltliche und parlamentarische Beratung der 

Reform kann jedoch nur erfolgen, wenn der entsprechende Referentenentwurf 
ausreichend im Zuge eine Beratungsverfahren beraten werden kann. Die FDP-

Landtagsfraktion NRW hält es daher für dringend erforderlich, dass die 

Landesregierung ihre Ankündigung Taten folgen lässt und den Entwurf im Frühjahr 
2025 (möglichste zu Ende März 2025) vorlegt, um eine fundierte Debatte über die 
zukünftige Finanzierung und die strukturellen Herausforderungen der 

Kindertagesbetreuung zu ermöglichen. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich darum, dass die Landesregierung den Ausschuss 
umfassend in ihrem Bericht die folgenden Fragen beantwortet und zu den folgenden 

Punkten informiert: 

� Wie bewertet die Landesregierung die aktuelle Finanzlage kirchlicher Kita-

Träger in NRW und welche Maßnahmen sind geplant, um drohende 
Schließungen zu verhindern? 

� Welche Auswirkungen sieht die Landesregierung für die Betreuungssituation 

in NRW, sollten weitere kirchliche Träger gezwungen sein, ihre Einrichtungen 
abzugeben?  

� Wie bewertet die Landesregierung die Forderung der Kirchenvertreter, 

öffentliche Zuwendungen zeitnah an Kostensteigerungen anzupassen, anstatt 
diese erst zum nächsten Kindergartenjahr zu berücksichtigen? 

� Welche aktuellen Erkenntnisse hat die Landesregierung über die finanziellen 

Belastungen von Kommunen, die zunehmend Trägeranteile übernehmen 
müssen? 

2 Westfälische Nachrichten: Kirchen warnen vor dem Aus für evangelische und katholische 

Kitas, 08.03.2025, abgerufen unter: https://www.wn.de/muensterland/kirchen-warnen-vor-

kita-aus-3259546?pid=true (letzter Zugriff: 12.03.2025). 
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� Welche spezifischen Änderungen plant die Landesregierung im Rahmen der 

KiBiz-Novelle, um eine nachhaltige Finanzierung der Kitas sicherzustellen? 

� Ist gewährleistet, dass der Referentenentwurf zur KiBiz-Novelle im Frühjahr 

2025 vorliegt, sodass eine angemessene parlamentarische Beratung erfolgen 
kann? 

� Welcher Zeitplan für die weitere Beratung und Verabschiedung der KiBiz-

Novelle sieht die Landesregierung vor?   

� Welche Rückmeldungen haben kirchliche und andere freie Träger zur 

derzeitigen Finanzierungslage an die Landesregierung gegeben, und wie 
werden diese bei der Novellierung des KiBiz berücksichtigt? 

� Welche Alternativen sieht die Landesregierung zu den derzeitigen 
Trägeranteilen, um die finanzielle Stabilität der Kindertageseinrichtungen zu 

gewährleisten? 

� Plant die Landesregierung eine Anpassung der Finanzierungsmechanismen, 

um zukünftige Tarifsteigerungen zeitnah und vollständig auszugleichen? 

Mit freundlichen Grüßen 

Marcel Hafke 
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